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Allgemeine Chronik

Landesverteidigung

Landesverteidigung und Gesellschaft

Le comité central du PSS a adopté un programme de politique de sécurité qui s'écarte
en grande partie de celui du Conseil fédéral. S'il fait les mêmes constatations au sujet
du changement et de la diversification des menaces, il entend prendre des mesures
drastiques pour modifier la structure de l'armée helvétique et ses objectifs. La Suisse
devrait ainsi œuvrer en faveur de la résolution pacifique des conflits, de leur prévention
et de leur élimination, ce qui permettrait de réduire fortement les dépenses militaires.
D'autre part, elle devrait viser à appartenir à un système européen de prévention des
conflits et ses forces ne devraient, d'ici là, ne se voir confier que des tâches de
protection de la population. 1

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 28.05.1991
SERGE TERRIBILINI

En 2008, le Conseil fédéral a décidé d’élaborer un nouveau rapport sur la politique de
sécurité. Il devait être présenté au milieu de l’année sous revue mais n’a finalement pu
être publié qu’au mois d’avril 2010. Son élaboration a débuté au printemps 2009 par
une large consultation de 45 partis, organisations et experts suisses et étrangers ainsi
que de la population suisse. Elle a suscité de nombreux débats médiatiques et
politiques. Divers objets parlementaires dépendaient des réponses qu’il devait donner.
De la sorte, plusieurs discussions ont été reportées à sa publication. En automne, des
oppositions se sont révélées au sein du Conseil fédéral, notamment entre le chef du
DDPS et la cheffe du DFAE sur les engagements armés à l’étranger. Parallèlement, suite
à l’affaire des fuites concernant la proposition d’Ueli Maurer de ne pas remplacer les
avions de combat F-5 Tiger, le Conseil fédéral a considéré que le DDPS ne devait pas
élaborer seul le nouveau rapport sur la politique de sécurité comme cela se faisait
auparavant. Le rapport a ainsi été élaboré par un groupe de travail interdépartemental
en consultation avec les conférences des directeurs cantonaux pour l’armée, la police
et la protection civile. Le Conseil fédéral a par la même occasion décidé que le rapport
devait traiter des engagements à l’étranger, de la sécurité nationale intérieur, de la
continuation du développement de l’armée et des questions liées au financement de
cette politique. 2

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 23.10.2009
SÉBASTIEN SCHNYDER

Le Conseil national a adopté un postulat Segmüller (pdc, LU) chargeant le Conseil
fédéral de mettre en place un groupe de coordination sur la sécurité intérieure au
niveau fédéral. Le député a estimé que les forces d’intervention chargées de la sécurité
intérieure ne peuvent plus exécuter leurs tâches en raison d’exigences toujours plus
élevées. 3

POSTULAT
DATUM: 19.03.2010
SÉBASTIEN SCHNYDER

Au mois de juin, le Conseil des Etats a accepté un postulat Recordon (pe, VD) invitant le
Conseil fédéral à élaborer un rapport sur les capacités helvétiques à faire face à une
attaque cybernétique dans ses conséquences civiles et militaires. Le conseiller aux
Etats souligne que ces attaques peuvent bloquer totalement ou partiellement les
infrastructures et réseaux vitaux d’un pays et paralyser l’armée. 4

POSTULAT
DATUM: 08.06.2010
SÉBASTIEN SCHNYDER

Anfang Juni 2010 hatte der Ständerat ein Postulat Recordon (gp, VD) (Po. 10.3136)
überwiesen, welches den Bundesrat beauftragt einen Bericht zu erarbeiten, wie er dem
Cyberwar zu begegnen gedenke. Ende Juni desselben Jahres wurde von der SiK-NR
unter dem Titel Massnahmen gegen Cyberwar eine Motion mit ähnlichem Inhalt
eingereicht. Diese beauftragt den Bundesrat mit der Erarbeitung gesetzlicher
Grundlagen für Massnahmen zur Sicherung und Verteidigung von Datennetzwerken, die
für die Schweiz und für schweizerische Einrichtungen von Bedeutung sind. Vom
Nationalrat wurde die Motion in der Wintersession 2010 überwiesen. Nachdem auch
der Bundesrat Anfang 2011 die Annahme der Motion beantragte, folgte der Ständerat
mit dem gleichen Votum im März 2011. 5

MOTION
DATUM: 15.03.2011
MAXIMILIAN SCHUBIGER
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Der Standort Mitholz der Schweizer Armee hat eine bewegte Geschichte. Das sich auf
Gemeindegebiet von Kandergrund (BE) befindliche ehemalige Munitionsdepot gelangte
über die vergangenen Jahre unter verstärkte Beobachtung. 1947 kam es in den Stollen
zu Explosionen, die zu einem Einsturz mehrerer Bereiche des unterirdischen Baus
führten und neun Menschenleben kosteten. Mehrere hundert Tonnen Munition waren
damals explodiert. Daraufhin konnte ein Teil der im Berg verbliebenen Munition
geräumt werden, etliche Tonnen Munition und Sprengstoff mussten jedoch
zurückgelassen werden. Schätzungen zufolge liegen noch etwa 3500 Bruttotonnen
Munition und mehrere hundert Tonnen Sprengstoff in den eingestürzten Anlageteilen.
In den Jahren 1949 und 1986 wurden Risikobeurteilungen vorgenommen, bei denen
festgestellt wurde, dass die Anlage weiter genutzt werden könne, da bei einer allfälligen
erneuten Explosion lediglich mit geringen Schäden zu rechnen sei. Deswegen
verblieben die Truppenunterkunft und ein Lager der Armeeapotheke im regulären
Betrieb.

Mitte 2018 stellte sich heraus, dass die Situation in Mitholz völlig anders aussah als
bisher angenommen. Weil der Standort Mitholz für ein Rechenzentrum der Armee in
die engere Auswahl gekommen war, hatte das VBS eine neue Studie erstellen lassen.
Diese neue Risikobeurteilung veranlasste die Behörden, ganz andere Schlüsse zu
ziehen, als noch rund dreissig Jahre zuvor. Gemäss den Erkenntnissen der
Studienautoren bestehe ein weit höheres Risiko einer erneuten Explosion als bisher
angenommen. So seien Explosionen durch äussere Einflüsse, wie etwa Felsstürze,
weitere Einstürze in der Anlage selbst oder auch Selbstentzündungen keine
unwahrscheinlichen Szenarien. Die daraus resultierenden Risiken für die Anlage und die
Umgebung seien grösser, als bis anhin bekannt gewesen sei, und lägen ausserhalb der
geltenden Regelungen im Umgang mit solchen Risiken. Sofortmassnahmen zu ergreifen
sei gleichwohl nicht notwendig, so ein weiterer Befund der Experten. Aufgrund des
Zwischenberichts der Gutachter war es jedoch angezeigt, das Risiko der Anlage zu
reduzieren, wofür der Bundesrat eine Arbeitsgruppe bilden liess. Weiter wurde
beschlossen, die noch genutzten Bereiche des Standortes – Unterkunft und Apotheke –
unmittelbar zu schliessen. Für weitere Massnahmen sollte der Schlussbericht
abgewartet werden. Gleichwohl beschloss der Bundesrat, die lokale Bevölkerung mit
einem Informationsanlass über die Situation ins Bild zu setzen.

Die kurzfristig anberaumte Veranstaltung stiess auf grosses Interesse.
Verteidigungsminister Guy Parmelin erschien persönlich in Begleitung des Berner
Regierungspräsidenten Christoph Neuhaus (BE, svp) und des Kandergrunder
Gemeindepräsidenten Roman Lanz, um die Bevölkerung aufzuklären. Die
Mitholzerinnen und Mitholzer baten um stetigen Informationsfluss und um Verständnis
dafür, dass die neuen Erkenntnisse für Unmut sorgten. Man habe bereits mit der NEAT
und dem Lötschberg-Basistunnel, wo die Einwohnerinnen und Einwohner teilweise nur
dürftig über auftretende Komplikationen informiert worden seien, schlechte
Erfahrungen gemacht. 
Kurz nach Bekanntwerden der Umstände begannen die Spekulationen. Die Berner
Zeitung befasste sich mit möglichen Lösungen, wobei die Bergung der Munition eine
Variante darstellte. Klar war, dass die Verminderung der Risiken nicht einfach werden
würde. Kritisch wurde dabei die Haltung der Behörden kommentiert, die während
Jahrzehnten nichts unternommen hätten und nur durch die neueren Pläne für das
Rechenzentrum auf die heikle Ausgangslage aufmerksam geworden seien, wie der
Gemeindepräsident von Kandergrund kritisierte. Überrascht ob der Entwicklungen
zeigte sich überdies der Verantwortliche des regionalen Führungsorgans, der nur aus
den Medien von dem veränderten Risikobild erfahren hatte. Andererseits verkündete
kurz darauf die BLS, deren Gleistrassen auf dem betroffenen und gefährdeten Gebiet
liegen, dass für Letztere keine unmittelbare Gefahr bestehe. 

Mit etwas zeitlicher Distanz fand Gemeindepräsident Roman Lanz deutlichere Worte.
«Die Munition muss fort», liess er sich in der Berner Zeitung zitieren, ungeachtet der
Kosten und der Dauer der Beseitigung. Dafür werde man sich bei den Bundesbehörden
einsetzen und den Druck hochhalten. Weitere verzögerte Informationsflüsse würde
man nicht goutieren. Es zeichnete sich ab, dass das «Pulverfass Mitholz» noch für
Diskussionen sorgen würde, gerade angesichts der Aussagen von Jürg Grossen (glp, BE),
der eine rasche und umfassende externe Untersuchung forderte und bereits im
Sommer 2018 eine entsprechende Motion (Mo. 18.3798) im Nationalrat deponierte. 6

ANDERES
DATUM: 28.06.2018
MAXIMILIAN SCHUBIGER
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Anfang Oktober 2018 und damit gut zwei Monate nach der ersten Orientierung der
Bevölkerung am gefährdeten Standort Mitholz im Berner Oberland wurde der erwartete
Expertenbericht veröffentlicht. Es stand wenig im Bericht, was nicht zuvor bereits
kommuniziert worden war. Bekräftigt wurde die Einschätzung, dass es keiner
Sofortmassnahmen bedürfe und dass sowohl Durchgangsstrassen als auch die
Bergstrecke der BLS weiterhin genutzt werde könnten. Es brauche jedoch Massnahmen,
um die Risiken mittel- bis langfristig zu beseitigen. Dafür war bereits eine
Arbeitsgruppe gebildet worden, die ihre Tätigkeit im August 2018 aufgenommen hatte.
Weiter wurde seitens des Bundesrats kommuniziert, dass das BAFU einen Bericht
erarbeite, um den Umgang mit der verschütteten Munition zu beurteilen.
Die Kernaussagen des Expertenberichts liessen indes keine Zweifel am Ernst der Lage.
So weise die Risikoanalyse «gemessen an den Beurteilungskriterien zur
Störfallverordnung nicht akzeptable Risiken für die Umgebung aus». Gar «nicht
zulässig» seien die Risiken bezüglich des Sicherheitskonzepts für den Umgang mit
Munition und Explosivstoffen für die Truppenunterkunft und die Armeeapotheke, also
die bestehenden Strukturen im Bereich der Anlage. Die bereits geäusserten
Empfehlungen aus dem Zwischenbericht wurden damit bestätigt: Die Unterkunft und
die Lager der Armeeapotheke seien zu schliessen, es sollten keine weiteren
Bauvorhaben umgesetzt werden, eine Arbeitsgruppe solle eingesetzt werden und es
müssten Massnahmen ergriffen werden, um unbefugten Zutritt zur Anlage zu
unterbinden. 

Die Befunde wurden auch dieses Mal vor Ort der betroffenen Bevölkerung
kommuniziert, wobei auch der zuständige Vorsteher der kantonalen Polizei- und
Militärdirektion, Regierungsrat Philippe Müller (BE, fdp), zugegen war. Der grosse
Publikumsaufmarsch liess erkennen, dass die Sache die lokale Bevölkerung stark
beschäftigte. «Mitholz bleibt gefährlich» titelte «der Bund», der über den
Informationsanlass berichtete. Dort gingen die Wogen hoch. Besonders dafür, dass sie
keinen Zeitplan vorlegen konnten, und weil nicht klar wurde, welche möglichen
Lösungen im Vordergrund standen, wurden die Behörden kritisiert. Die Leiterin der
Arbeitsgruppe entgegnete diesbezüglich jedoch, dass es nicht ehrlich wäre, hier falsche
Versprechen zu machen. Geplant war zu diesem Zeitpunkt einzig, dass bis 2020 ein Plan
zum weiteren Vorgehen vorgelegt werden soll. Die Äusserungen der anwesenden
Verantwortlichen vermochten das Publikum aber nicht zu befriedigen. Kritisiert wurde
auch das VBS, beispielsweise für die langsame Erarbeitung eines Evakuierungsplans
oder für seine lange Reaktionszeit bei gemeldeten Blindgänger-Funden. 

Zwei Monate später folgte eine Orientierung des Kantons Bern und der Gemeinde
Kandergrund. An diesem Anlass wurde der Bevölkerung ein Merkblatt vorgestellt, auf
dem Verhaltensregeln für den Fall einer Explosion festgehalten waren. Dabei handelte
es sich um Vorsichtsmassnahmen, aber auch um Handlungsanweisungen bei einer
nötigen Evakuierung. Ferner wurde der Projektleiter vorgestellt, der mit einem Team die
bis 2020 in Aussicht gestellten Varianten erarbeiten soll. Ebenso wurde über die bereits
getätigten Massnahmen informiert, etwa über den Aufbau von Sensoren zur Messung
von geologischen Veränderungen auf dem betroffenen Gebiet. Auch der Bau einer Not-
Umfahrungsstrasse wurde projektiert. Die Behörden zeigten zudem auf, wie die Lage
weiter bearbeitet und beobachtet werden wird. Konkretere Ideen, wie das zerstörte
Munitionslager aufgehoben werden kann, wurden jedoch auch zu diesem Zeitpunkt
noch nicht präsentiert. 7

ANDERES
DATUM: 08.10.2018
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Das sich auf dem Gebiet der Berner Oberländer Gemeinde Mitholz befindende
ehemalige Munitionslager soll möglichst schnell geräumt werden, forderte Jürg Grossen
(glp, BE) in einer Motion. Grossen, der sich auch an den lokalen Informationsanlässen
zeigte, brachte die Problematik mit seinem Vorstoss ins Parlament, noch bevor der
entsprechende Expertenbericht veröffentlicht worden war, und griff damit die Sorgen
der Bevölkerung auf. Das Pulverfass Mitholz müsse gefahrlos gemacht werden, wozu
dem Parlament ein Terminplan und eine Aufstellung der Kosten vorgelegt werden
müssten, forderte er. Zu diesem Zeitpunkt war die Bevölkerung bereits seit geraumer
Zeit im Ungewissen darüber, wie es um die Sicherheit im betreffenden Gebiet stand.
Ende Juni 2018 war in einem Experten-Zwischenbericht vor einer erhöhten
Explosionsgefahr gewarnt worden. Etliche Bruttotonnen Munition und hunderte Tonnen
Sprengstoff lägen noch im eingestürzten Teil der Anlage, was eine Gefahr für Mensch
und Umwelt darstelle. Kurzfristige Massnahmen seien jedoch nicht nötig, schlossen die
Autoren. Grossen kritisierte das behördliche Nichtstun jedoch als nicht
vertrauensbildend. Die Regierung zeigte sich des Unmuts bewusst, der in der Region
herrscht. Gleichwohl sah sie davon ab, die in die Wege geleiteten Abklärungen und

MOTION
DATUM: 14.06.2019
MAXIMILIAN SCHUBIGER
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Arbeiten zu beschleunigen. Man sei dabei, zusammen mit dem Kanton Bern die Lage zu
kontrollieren, und informiere die Bevölkerung weiterhin über den Fortschritt. Vorerst
werde die verbleibende Munition untersucht, wobei ermittelt werden solle, wie die
Rückstände am besten beseitigt werden könnten. Erst Mitte 2020 würden diese
Vorarbeiten abgeschlossen. Offen seien bis anhin die Risiken einer Beseitigung der
alten Munition. Die eingesetzte Arbeitsgruppe solle weiterhin prüfen, welches die
sichersten Varianten seien. Die Motion sei deswegen abzulehnen, erklärte der
Bundesrat.
Mit diesem Antrag stiess die Regierung indes auch im Parlament auf Unverständnis.
Dieses befasste sich erst gut ein Jahr nach ihrer Einreichung mit der Motion. Auch der
Motionär selbst zeigte sich irritiert. Er wolle eine Aufschiebung der Risiken auf
zukünftige Generationen nicht hinnehmen, erklärte er. Ebenso wolle er die Räumung als
Variante unter anderen nicht akzeptieren; die Räumung sei nötig und wichtig. Die
Verteidigungsministerin beharrte auf dem eingeschlagenen Weg und Zeitplan,
wenngleich sie erklärte, dass auch sie gerne schneller voranschreiten würde. Es müsse
aber koordiniert weitergemacht werden und zuerst müssten mögliche Lösungen
erarbeitet werden. Die Bundesrätin stellte jedoch in Aussicht, dass eine ganze oder
mindestens teilweise Räumung im Fokus stehe. Man arbeite mit Hochdruck an dieser
Sache, brauche aber Zeit. Der Nationalrat unterstrich, dass die Frage vordringlich sei,
und nahm die Motion deutlich mit 131 zu 41 Stimmen bei 4 Enthaltungen an. 8

La population de Mitholz a été informée de l'avancement des travaux entrepris dans le
cadre de la réduction des risques liés à l'ancien dépôt de munitions. Le groupe de
travail «Mitholz» recommande, dans son rapport, d'examiner plus en détails six options
ayant pour objectif une élimination partielle ou complète des munitions. Un septième
scénario a tout de même été pensé, dans le cas où ces dernières ne pourraient être
évacuées du site. Le rapport de situation indique également qu'un système permet
actuellement de détecter précocement des changements survenant sur le site et d'en
alerter la population. Suite aux analyses effectuées, aucune contamination de la nappe
phréatique n'a été détectée. La matière explosive contenue dans les munitions reste
encore apte à remplir sa fonction. Les résultats de l'étude approfondie sont attendus
pour l'été 2020. Au printemps, la population aura déjà la possibilité de s'exprimer sur
les six options.

En avril 2019, les experts de l'institut Fraunhofer, mandatés par l'OFEV pour l'évaluation
de l'analyse de risque réalisée par le DDPS, confirmaient le risque élevé émanant de
l'ouvrage. D'après leurs calculs, les risques décrits dans les scénarios du DDPS sont
plausibles, mais les zones de danger pourraient être réparties différemment. L'OFEV
exige que le risque soit ramené au moins au domaine acceptable visé par les critères
d'appréciation relatifs à l'OPAM. Les résultats de l'expertise devront être intégrés dans
la planification des mesures et les plans d'urgence. 9

BERICHT
DATUM: 29.09.2019
DIANE PORCELLANA

La CPS-CE propose, sans opposition, de rejeter la motion de Jürg Grossen (pvl, BE)
priant de vider l'ancien dépôt de munitions de Mitholz. Comme le Conseil fédéral s'est
déjà engagé à prendre des mesures, un mandat parlementaire supplémentaire n'est pas
nécessaire. Récemment, le groupe de travail «Mitholz» a délivré un rapport sur l'état
d'avancement des travaux prévus pour réduire les risques liés à l'ancien dépôt de
munitions. 10

MOTION
DATUM: 08.11.2019
DIANE PORCELLANA

Le Conseil des Etats a suivi l'avis de sa commission et a donc rejeté la motion priant de
vider l'ancien dépôt de munitions de Mitholz. Outre l'intervention du représentant de
la CPS-CE Josef Dittli (plr, UR) la conseillère fédérale Viola Amherd avait motivé, au
plénum, la position du Conseil fédéral. La sécurité des acteurs en charge de la
dépollution de l'ouvrage ne peut pas être actuellement assurée. La protection de la
population locale, ainsi que des liaisons de transports environnantes, ne pourraient
être garanties en cas d'évacuation. 11

MOTION
DATUM: 04.12.2019
DIANE PORCELLANA
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Militäreinsätze

Le Conseil fédéral a présenté son message concernant l’Accord entre la Suisse et
l’Allemagne relatif à la coopération en matière de sécurité aérienne contre les menaces
constituées par des aéronefs civils. 12

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 10.01.2007
ELIE BURGOS

L'armée a mis un terme à son engagement d’un total de 94 jours dans le cadre du
championnat d'Europe de football 2008 (UEFA EURO 2008) au profit des villes hôtes
de Berne, Genève, Zurich et Bâle. Les militaires ont accompli 123'935 jours de service
dans le cadre de cet engagement. 10'614 militaires ont accompli simultanément du
service; au maximum 6'833 d’entre eux ont été engagés en même temps et les autres
ont accompli un cours de répétition ordinaire. 13

ANDERES
DATUM: 12.07.2008
ELIE BURGOS

2011 waren Angehörige der Armee an drei weiteren Einsätzen beteiligt. Im Rahmen von
„AMBA CENTRO“ unterstützten täglich durchschnittlich 144 Dienstleistende die
Polizeikorps in Zürich, Bern und Genf beim Schutz ausländischer Vertretungen. Rund
50 Armeeangehörige unterstützten das Grenzwachtkorps im Rahmen der
Leistungsvereinbarung „LITHOS“. Die grösste Veränderung mit einer
Leistungssteigerung von ca. 50% erfolgte im Rahmen von „TIGER/FOX“, wobei
Armeeangehörige Leistungen zu Gunsten von Flugsicherheitsmassnahmen im
Luftverkehr erbrachten. 17 Dienstleistende standen dafür täglich im Einsatz. Darüber
hinaus unterstützte die Armee im Dezember 2011 den Kanton Genf bei der
Durchführung der 8. WTO-Ministerkonferenz. Dabei wurden insbesondere Material und
Fahrzeuge zur Verfügung gestellt, die Flughafensicherheit verstärkt, Lufttransporte und
Luftraumüberwachungen durchgeführt sowie die Polizei bei den Auf- und
Rückbauarbeiten unterstützt. Neben diesen subsidiären Sicherungseinsätzen leistete
die Armee auch Katastrophenhilfe. In drei Einsätzen wurden insgesamt 3'770 Diensttage
geleistet. Während eines Waldbrandes in Visp/VS war die Armee mit Löscharbeiten
beschäftigt, im Juni wurden die Behörden im Kanton Appenzell-Ausserrhoden beim
Ausbau eines Baches unterstützt und im Oktober wurden 1'770 Diensttage geleistet,
nachdem in den Kantonen Bern und Wallis schwere Unwetter zahlreiche Schäden
verursacht hatten. In weiteren Unterstützungseinsätzen wurden rund 600 Diensttage in
den Kantonen Bern, Graubünden und Schwyz geleistet, wobei vorwiegend
unwetterbedingte Einsätze getätigt werden mussten. 14

ANDERES
DATUM: 31.12.2011
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Der Bericht zur Einsatzbilanz 2012 zeigte auf, dass die Armee auch im Berichtjahr einen
subsidiären Sicherungs- und Unterstützungsauftrag zu Gunsten des 42. Jahrestreffens
des World Economic Forum (WEF) 2012 in Davos geleistet hat. Insgesamt wurden 3'950
Angehörige der Armee (AdA) eingesetzt, welche zusammen 51'592 Diensttage geleistet
haben. Die Leistung entsprach den Vorjahreswerten. Im Rahmen von „AMBA CENTRO“
wurden 2012 zum Schutz ausländischer Vertretungen in der Schweiz durchschnittlich
164 AdA eingesetzt, welche insgesamt 60'021 Dienstage leisteten. Diese Zunahme um
über 7'000 Diensttage gegenüber dem Vorjahr war einer Aufstockung des Kontingents
in Zürich geschuldet. Dieser Einsatz wurde per Bundesratsbeschluss bis Ende 2015
verlängert, jedoch mit Auflagen versehen. Bis Ende 2014 dürfen nur noch bis maximal
80 AdA dafür im Einsatz stehen. Die Unterstützung des Grenzwachtkorps erfolgte
wiederum im Rahmen der Vereinbarung „LITHOS“, wobei 2012 mit 5'401 Diensttagen
über 13 000 Tage weniger geleistet wurden als 2011. Ende 2012 waren noch 12 AdA im
Einsatz, was der planmässigen Reduktion entsprach. Per 31.12.2012 wurde der Einsatz
LITHOS nach 16 Jahren beendet. Für Flugsicherheitsmassnahmen im Luftverkehr
wurden in „TIGER/FOX“ insgesamt 4'660 Diensttage geleistet (2011: 6'200). Dabei
standen durchschnittlich 13 AdA im Einsatz. Der Teil „FOX“ (Beurteilung der
Sicherheitslage auf bestimmten ausländischen Flughäfen) wurde per Oktober 2012
beendet. Ein neuer Bundesbeschluss ermöglicht eine Einsatzverlängerung im Rahmen
des Teils „TIGER“ (Sicherheitsmassnahmen im Luftverkehr) bis Ende 2015, wobei ab
2013 noch maximal 10 AdA eingesetzt werden dürfen. Der Teil FOX wurde fortan von
Angehörigen der Polizei- und des Grenzwachtkorps übernommen. Zur
Katastrophenhilfe wurde 2012 nur ein Einsatz geleistet. Anlässlich eines Waldbrandes in
Chamoson (VS) wurden im Rahmen von Löscharbeiten 54 Diensttage geleistet. In sechs
weiteren Unterstützungseinsätzen in den Kantonen Bern, Obwalden, Uri und Tessin
wurden gut 600 Diensttage erbracht. Diese Hilfsleistungen dienten vorwiegend zur
Beseitigung früherer Unwetterschäden. Gut 3'700 Einsatztage weniger als 2011 wurden
damit verzeichnet, was durch das Ausbleiben grösserer Unwetter und Naturereignissen

BERICHT
DATUM: 31.12.2012
MAXIMILIAN SCHUBIGER
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begründet werden kann. Alles in allem wurden von der Armee 2012 in verschiedenen
Einsätzen (ohne reguläre Tagesordnung in Rekruten- und anderen, weiterführenden
Schulen sowie Wiederholungskurse) 246'614 Diensttage geleistet. Dies entspricht einer
Abnahme von rund 10'000 Diensttagen gegenüber dem Vorjahr. 15

Militärorganisation

Malgré l’absence de soutien des partis gouvernementaux, les signatures pour les
référendums (armée et protection civile) ont été déposées lors de la deuxième moitié
du mois de janvier. Le camp des opposants conservateurs s’est amenuisé au fil de la
campagne et la gauche s’est en grande partie désintéressée de l’objet. Cette dernière
s’est concentrée sur les thèmes à teneur plus sociale au menu de la votation de mai. Le
camp conservateur s’est trouvé diminué par les divisions internes de l’UDC. Ce parti a
finalement accepté le projet en assemblée, principalement grâce à l’engagement de son
conseiller fédéral Samuel Schmid, en charge du dossier. De nombreuses sections
cantonales ont toutefois rejeté Armée XXI. Quant à l’ASIN, d’ordinaire prompte à
combattre tout projet de réforme de la défense nationale ou marquant une volonté
d’ouverture du pays, son comité a décidé de ne pas donner de mot d’ordre et de ne pas
soutenir financièrement les opposants. Le manque de moyens du principal comité
opposé à la réforme (Bürgerkomitee für eine unabhängige und leistungsfähige
Milizarmee in einer neutralen und sicheren Schweiz), dirigé par l’ancien divisionnaire
Hans Wächter, et la difficulté de coordonner l’action des nombreux groupes le
composant ont été soulignés par de nombreux commentateurs. Début avril, un «
Comité fédéral pour une Suisse souveraine, neutre et démocratique », regroupement
d’organisations proches des milieux conservateurs, a condamné une dérive politique
vers l’OTAN et la création de dépendances techniques et organisationnelles par rapport
à l’étranger. De plus, la capacité de la nouvelle armée à défendre l’intégralité du
territoire a été mise en question. En fin de campagne de votation, durant la dernière
semaine d’avril, un comité de parlementaires, présidé par le conseiller national
Thurgovien Alexander Baumann (udc) et composé d’une dizaine de députés, est venu
renforcer le camp de l’opposition. Ils ont rappelé le danger que représentait le projet
pour la milice, ainsi que le risque d’aboutir à une armée à deux classes. Ils ont en outre
prétendu que les coûts allaient exploser et qu’à terme c’était l’entrée dans l’OTAN qui
était visée par le DDPS. Les rangs de l’opposition parlementaire étaient nettement plus
réduits que lors du vote au plénum. Sur les 18 UDC qui avaient refusé le projet au
parlement, ils n’étaient plus que huit dans ce comité. On y trouvait la frange la plus
conservatrice du parti représentée par le Zurichois Ulrich Schlüer, accompagné du
président de l’ASIN Hans Fehr, de Toni Bortoluzzi (ZH) ou encore de Christoph Mörgeli
(ZH). L’unique député des Démocrates suisses, le bernois Bernhard Hess, ainsi que le
représentant de l’Union démocratique fédérale, le bernois Christian Waber, s’étaient
associés à cette démarche. De nombreux poids lourds de l’UDC, tels le président du
parti Ueli Maurer ou Christoph Blocher, malgré leur opposition aux changements
législatifs, ne figuraient pas dans ce comité, de même qu’aucun romand. Il convient de
préciser que la gauche, au sein de laquelle se trouvaient certains opposants, avait
d’emblée refusé d’être associée à un tel comité parlementaire.
Le conseiller fédéral Samuel Schmid, ainsi que des représentants des gouvernements
cantonaux, ont lancé la campagne à l’occasion d’une conférence de presse organisée à
la mi-février. Ils ont rappelé qu’Armée XXI était le meilleur compromis pour avoir une
défense nationale moins chère, moderne, plus souple et répondant aux menaces de
son temps. Ils ont également rappelé que la coopération internationale ne remettait pas
en cause la neutralité. Ils ont souligné que la formation serait améliorée, avec des cours
de répétition à un rythme annuel. De plus, l’abaissement de l’âge de libération,
combiné au raccourcissement de la formation des cadres, devraient faciliter le
recrutement de volontaires pour un service d’avancement. Le chef du DDPS a
également défendu la réorganisation de la protection civile et estimé que la meilleure
coopération entre les institutions chargées de la sécurité (polices, pompiers, services
sanitaires, protection civile) justifiait le soutien aux modifications légales. Le conseiller
d’Etat valaisan Jean-René Fournier (pdc), président de la Conférence des directeurs
cantonaux des affaires militaires, a fait part de l’appui des 26 cantons aux deux projets
de réformes, estimant qu’ils prenaient en compte la limitation croissante des
ressources financières et les structures fédéralistes de la Suisse.
Un comité favorable aux réformes, intitulé « 2 x oui pour l’Armée XXI et pour la
protection de la population » et fort de 116 parlementaires bourgeois, s’est présenté
aux médias à la fin du mois de février. Outre les arguments de l’efficacité et de la
modernité, les avantages de la réduction des jours de service pour les vies familiales et
professionnelles ont été mis en exergue. La capacité de cette nouvelle structure à faire

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 18.05.2003
ROMAIN CLIVAZ
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face aux nouvelles menaces (terrorisme, extrémisme) a également été invoquée. Les
délégués du parti socialiste ont recommandé de voter blanc à la réforme Armée XXI.
Trois sections cantonales ont cependant accepté Armée XXI (Fribourg, Neuchâtel,
Thurgovie). L’Assemblée des délégués de l’UDC s’est laissée convaincre par son
conseiller fédéral Samuel Schmid, même si elle n’a accepté la réforme de l’armée que
de justesse (165 voix contre 161). Douze sections cantonales et les Jeunes UDC se sont
en outre opposés à la réforme de l’armée. Le PRD et le PDC ont recommandé
l’approbation des projets. Au sein du parti écologiste, les délégués se sont montrés plus
réceptifs aux changements proposés, alors que le groupe parlementaire avait
nettement refusé le texte (8 non et une abstention), et ont recommandé de voter blanc.
La composition du comité référendaire, principalement des personnalités
conservatrices et des officiers à la retraite, a poussé les écologistes à ne pas rejoindre
le camp des opposants. Concernant la loi sur la protection de la population, les prises
de position des partis et associations ont peu varié par rapport à celles sur Armée XXI. 
Les deux réformes ont été largement soutenues par la population et par l’unanimité des
cantons. Celle de l’armée a été acceptée par 76% des votants. Celle de la protection de
la population l’a été encore plus largement avec 80% d’approbation. Cette dernière n’a
été que marginalement présente dans le débat. Bien que la majorité des cantons n’était
pas requise, le résultat illustre le large soutien populaire aux réformes, même dans les
cantons considérés comme plus conservateurs. Les cantons de Berne, Fribourg, Vaud
et Neuchâtel ont été les plus enthousiastes et ont accepté Armée XXI à plus de 80%
alors qu’Uri (63% de oui), Schaffhouse (62%) et Schwyz (60%) ont été les plus
sceptiques. La plus forte résistance constatée dans les cantons périphériques peut
s’expliquer par les conséquences de la réorganisation de l’armée. La fusion de places
d’armes, la centralisation des arsenaux ou l’affaiblissement de l’ancrage territorial des
troupes étaient de nature à les rendre méfiants. L’ancien divisionnaire Hans Wächter,
responsable du principal comité d’opposants, a estimé que c’était la fin de la Suisse «
telle que nous la connaissons ». Le conseiller national UDC thurgovien Alexander
Baumann, chef de fil du comité parlementaire défavorable aux réformes, a fustigé la
propagande d’Etat, à hauteur de plusieurs millions de francs, menée par le DDPS. Ce
dernier a répliqué que l’information aux soldats aurait également été faite sans
référendum. De nombreux commentateurs ont souligné l’importance de l’engagement
de Samuel Schmid dans la campagne. Par la sobriété de ses interventions et sa capacité
à convaincre les régions périphériques qu’elles ne seraient pas les grandes perdantes
de ces changements, le ministre de tutelle est parvenu à neutraliser bon nombre
d’oppositions. 

Modification de la loi sur l’armée et l’administration militaire. Votation du 18 mai
2003.

Participation: 50% 
Oui: 1 718 452 (76,0%) 
Non: 541 577 (24,0%) 

Mots d'ordre: 
– Oui: PDC, PRD, UDC (12*), PCS, PEV, PL; Economiesuisse, USP, UCAPS, USAM, USS. 
– Non: DS, PSL, UDF, PdT. 
– Blanc: PS (3*), PE. 
– Liberté de vote: Lega. 
– Pas de mot d’ordre: CSC. 
* Recommandations différentes des partis cantonaux.

L'analyse VOX a montré que même les sympathisants de l’UDC ont majoritairement
soutenu les réformes et accepté celle de l’armée à 64% et de la protection de la
population (71%). Les sympathisants des autres partis gouvernementaux l’on fait encore
plus nettement : 77% d’approbation d’Armée XXI par les socialistes (81% pour la
protection de la population) contre 87% par les radicaux (88%) et 91% par les
démocrates-chrétiens (93%). Au niveau des caractéristiques sociales et politiques
ayant joué un rôle dans l’orientation du vote, le clivage entre défenseurs de valeurs
modernistes ou traditionalistes s’est révélé significatif. Les citoyens estimant défendre
une Suisse moderne ont accepté Armée XXI à 83% (86% pour la protection de la
population) alors que ceux se réclamant d’une Helvétie gardienne des traditions ne
l’ont fait qu’à 63% (68%). Le critère de la confiance dans le gouvernement semble
également avoir eu un impact sur le niveau de soutien aux projets. Contrairement aux
scrutins précédents sur l’armée, la ligne de conflit entre ses opposants et ses partisans
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ne semble pas avoir joué de rôle, les niveaux de soutien des deux camps étant très
proches. Les commentateurs ont estimé que la nature des objets permettait de
comprendre le peu de différences. La question ne concernait ainsi pas l’existence de
l’institution mais uniquement le maintien d’une structure, l’Armée 95, jugée dépassée
par les deux camps. 16

Über die Zukunft der Dienstpflicht machte sich bis Mitte 2016 während gut zwei Jahren
eine gleichnamige Studiengruppe Gedanken. Resultat war ein rund 200-seitiger
Bericht, in dem erstmals eine Gesamtsicht über das Dienstpflichtsytem gegeben wurde.
Diese Grundlage sollte ermöglichen, dass die künftige Ausgestaltung der Dienstpflicht
«faktenbasiert [und] sachlich» diskutiert werden kann. Im Zentrum stand eine zeitliche
Perspektive bis zum Jahr 2030 und damit ein langfristiger Ausblick über Anforderungen
an das und Herausforderungen des Dienstpflichtsystems. Zahlreiche Aspekte wurden
von der Studiengruppe betrachtet, so etwa Tauglichkeitsfragen sowie Fragen zum
Anpassungsbedarf des aktuellen Dienstpflichtsystems, zur Wehrgerechtigkeit und zum
Verhältnis Armee-Zivildienst. Im Bericht wurden zudem vier Modelle präsentiert, die für
die Schweiz am naheliegendsten seien und weiter geprüft werden könnten. Diese sind
das Modell «Status quo plus» (u.a. verbesserte Wehrgerechtigkeit, bessere
Durchlässigkeit zwischen den Einsatzorganisationen, weniger Ungleichbehandlungen),
das Modell «Sicherheitsdienstpflicht» (Status quo plus mit zusätzlichen Massnahmen
wie beispielsweise der Vereinigung von Zivildienst und Zivilschutz zu einer neuen
Organisation «Katastrophenschutz»), das sogenannte «norwegische Modell»
(Ausweitung der Armee- und Schutzdienstpflicht auf Frauen, dafür Auswahl der
Stellungspflichtigen nach Qualifikation) und als viertes, ein Modell «allgemeine
Dienstpflicht», welches nicht neu entwickelt wurde, sondern bereits mehrfach politisch
zur Debatte stand. Der gewichtigste Unterschied im Modell einer allgemeinen
Dienstpflicht wäre, dass alle Frauen und alle Männer einer Dienstpflicht unterworfen
wären, wobei ausländische Einwohnerinnen und Einwohner mitgemeint wären
(Ausnahme: Armeedienstpflicht). Im Zentrum dieser allgemeinen Dienstpflicht stünde
ein Dienst an der Allgemeinheit, was also über die Militär- und Schutzdienstpflicht
hinaus gehen würde und neue Bereiche einschliessen könnte (z.B. Feuerwehr,
Gesundheitswesen oder Umweltschutzbereich).
Für drei der vier Modelle bedürfe es einer Verfassungsänderung, besonders bezüglich
einer allfälligen Einführung der Dienstpflicht für Frauen, die einen wesentlichen Wandel
für das Milizsystem bedeuten würde. Einzig das Modell «Status quo plus» liesse sich
ohne Änderung der Bundesverfassung umsetzen. Abschliessend empfahl die
Studiengruppe, das «norwegische Modell» näher zu prüfen und als Option für die
Weiterentwicklung der Dienstpflicht ins Auge zu fassen.

Der Bundesrat nahm den Bericht im Juli 2016 zur Kenntnis und stellte ihn zur Debatte,
sowohl verwaltungsintern – VBS und WBF werden als nächsten Schritt die
Empfehlungen der Studiengruppe evaluieren –, als auch öffentlich: Interessierte Kreise
sollten sich an der fortlaufenden Debatte beteiligen. Es handle sich jedoch hierbei um
einen langfristigen Prozess, betonte die Regierung. 17

BERICHT
DATUM: 06.07.2016
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Gut ein Jahr nach der ersten Stellungnahme des Bundesrates zur Zukunft der
Dienstpflicht, respektive zum entsprechenden Bericht der Studiengruppe, äusserte
sich die Regierung ausführlicher zum Stand der Arbeiten und zu den nächsten
Schritten. Es ging dabei um die langfristige Entwicklung der personellen Alimentierung
von Armee und Zivilschutz. Im Fokus stand nach wie vor das «norwegische Modell» mit
einer Ausweitung der grundsätzlichen Militärdienst- und Schutzdienstpflicht auf
Schweizer Frauen. Effektiv Dienst leisten müssten in diesem Modell aber nur diejenigen
Personen, die in Armee und Zivilschutz tatsächlich gebraucht würden. Die Inklusion von
Frauen – so die Argumentation des Bundesrates – sei jedoch sowohl von
sicherheitspolitischer als auch von gesellschaftspolitischer Relevanz und sie müsse
vertieft geprüft werden. Die Dienstpflicht auf junge Schweizerinnen auszudehnen, kam
für die Regierung also grundsätzlich in Frage. Gleichzeitig hielt der Bundesrat fest, dass
keine unmittelbare Notwendigkeit bestehe, die Dienstpflicht anzupassen. Das Prinzip
des freiwilligen Dienstes der Frauen soll zu diesem Zeitpunkt nicht angetastet werden.
Frauen, die Dienst leisten wollen, sollen dennoch verstärkt gefördert werden.
Im Vordergrund stand vorerst die personelle Sicherung des Armeebedarfs mit dem Ziel,
die Quote der Dienstleistenden pro Jahrgang möglichst hoch zu halten. Dazu gehören
auch Massnahmen, wie die Abgänge von der Armee hin zum Zivildienst zu verhindern
oder die Zahl der medizinischen Abgänge aus Rekrutenschulen zu verringern.

ANDERES
DATUM: 28.06.2017
MAXIMILIAN SCHUBIGER
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Bezüglich der zur Disposition stehenden Dienstpflicht-Modelle setzte die Regierung
vorerst auf das sogenannte Modell «Status quo plus», wobei jedoch nicht sämtliche von
der Studiengruppe vorgeschlagenen Empfehlungen zur Umsetzung gebracht werden
sollen. Damit wollte man eine Verfassungsänderung umgehen, oder zumindest noch
hinausschieben. Einige Hoffnung setzte die Regierung ins norwegische Modell,
respektive wurde dieses als «innovativ und zukunftsweisend» bezeichnet.
Bis 2020 sollen weitere Schritte erfolgen, namentlich wurde das VBS beauftragt, die
langfristige Entwicklung der Alimentierung von Armee und Zivilschutz mit qualifizierten
Dienstpflichtigen aufzuzeigen. Ebenfalls berücksichtigt werden sollen die Auswirkungen
der WEA. Erst auf diesen Erkenntnissen beruhend soll in puncto Zukunft der
Dienstpflicht weitergemacht werden. 18

Zivildienst und Dienstverweigerung

La CPS-CE avait proposé à sa chambre l'entrée en matière et l'approbation de sept des
huit mesures figurant dans le projet de révision de la loi sur le service civil (LSC), par 9
voix contre 2 et par 7 voix contre 3 et 1 abstention. L'affectation de civilistes à l'étranger
devait être préservée, puisque cela ne concernait qu'un petit nombre d'affectations et
que sa suppression n'impacterait pas l'objectif recherché. Le délai d'attente de 12 mois
avait été approuvé de justesse, grâce à la voix prépondérante du président. Plusieurs
propositions de minorité avaient été déposées, pour ne pas entrer en matière et pour
rejeter la plupart des mesures du projet. Un mois plus tard, la CPS-CE décidait de
suspendre son examen suite à la demande de la CG MPS. Elle délègue la tâche d'étudier
l'éventualité de regrouper le service civil et la protection civile au DEFR, DDPS et aux
cantons.
Lors du passage au Conseil des Etats, la gauche a refusé d'entrer en matière sur le
projet. Selon elle, le projet a un caractère punitif et les mesures sont
disproportionnées. Les mesures n°4 et 5, relatives aux affectations nécessitant des
études de médecine humaine, dentaire ou vétérinaire et à l'admission de militaires
n'ayant plus de jours de service à accomplir, ont été approuvées par 23 voix contre 15
et 1 abstention et par 27 voix contre 9 et 3 abstentions. La proposition de la majorité
d'approuver un facteur multiplicateur de 1.5 aux officiers et sous-officiers, a également
été suivie par 26 voix contre 12. Le délai de 12 mois a été accepté par 20 voix contre 18
et 1 abstention. Enfin, les sénatrices et les sénateurs ont, comme leur commission,
rejeté la mesure relative à l'affectation à l'étranger. Au final, le Conseil des Etats s'est
distancé du projet du Conseil fédéral seulement sur la mesure rajoutée suite à la
procédure de consultation. En vote d'ensemble, le projet a été adopté par 26 voix
contre 11 et 2 abstentions. 19

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 11.09.2019
DIANE PORCELLANA

A l'instar de la CPS-CE, la CPS-CN propose, par 15 voix contre 9, d'entrer en matière sur
le projet de révision de la loi sur le service civil (LSC). Une minorité prédit que le projet
entraînera une augmentation des départs par la voie sanitaire, soit l'acquittement de la
taxe militaire au lieu d'un service à la collectivité. Pour une autre, il faudrait examiner
les effets du DEVA et attendre les résultats du groupe de travail ad hoc mandaté par le
DDPS avant de durcir la loi sur le service civil. Contrairement à l'autre chambre, la
majorité de la commission souhaite supprimer les affectations à l'étranger. D'une part,
cette possibilité engendre des coûts administratifs disproportionnés. D'autre part, les
civilistes pourront toujours travailler dans la coopération et le développement depuis la
Suisse. Une minorité reprend l'argument du faible impact du maintien de ce type
d'affection, avancé par la CPS-CE. Les autres mesures ont également été très discutées
et ont fait l'objet de propositions de minorité. Par 16 voix contre 8, la commission a
approuvé la révision en vote d'ensemble. 20

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 29.10.2019
DIANE PORCELLANA

Le Conseil national soutient le durcissement des conditions d'admission au service
civil, par 102 voix contre 92. Contre l'avis de sa commission et du Conseil fédéral, il
désapprouve, avec 97 contre 95 et 2 abstentions, la suppression des affectations à
l'étranger. Toutefois, il se distancie de la position du Conseil des Etats en refusant, par
123 voix contre 68, le délai de douze mois imputé aux militaires incorporés dans l'armée
pour la libération de l'obligation d'accomplir leur service militaire. Alors que cette
mesure est jugée «punitive» pour le PS, il s'agit pour l'UDC d'une «question d'équité
avec les membres de l'armée». Quant aux autres mesures, la gauche, soutenue par les
Vert'libéraux et quelques PDC, les a toutes combattues sans succès. Ils s'étaient
également opposés à entrer en matière sur le projet de révision de loi sur le service civil

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 18.12.2019
DIANE PORCELLANA
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(LSC), notamment convaincus qu'il s'agissait d'une tentative d'affaiblir le service civil
alors que les effectifs de l'armée ne sont pas menacés.
Après s'être à nouveau penchée sur la loi, la CPS-CE décide, par 10 voix contre 3, de
maintenir le délai d'attente de douze mois pour le dépôt de la demande d'admission au
service civil après l'école de recrues. L'armée aurait ainsi assez de temps pour mener
des entretiens personnels. La majorité des membres de la commission rappelle que le
service civil est destiné aux personnes ayant un conflit de conscience. Il ne doit pas
être privilégié pour des motifs liés à la carrière ou au confort individuel. Une minorité
trouve plus pertinent d'accroître l'attrait du service militaire, plutôt que de restreindre
l'accès au service civil. 21

Bevölkerungsschutz

Après l'acceptation par les Chambres, en 1990, de plusieurs textes ayant trait à la
nécessité d'élaborer un nouveau concept de la protection civile (PC) – désirant
notamment sa diversification ou sa transformation en un authentique service civil – le
directeur de l'Office fédéral de la PC, Hans Mumenthaler, a présenté une proposition
de révision de l'actuelle législation. Résultant du projet «Armée 95» et d'une prise de
conscience suscitée par les catastrophes de Tchernobyl et de Schweizerhalle, elle vise
principalement à atteindre une égalité entre les interventions de la PC en temps de
guerre et celles en temps de paix. Datant de 1962, l'actuelle loi ne pose pas une telle
parité mais la primauté de la protection des personnes et des biens lors de conflits
armés. Si la révision en cours ne modifie pas la structure de base de la PC, la commune
restant la principale responsable, elle cherche cependant à redéfinir la notion de
danger ainsi que les moyens en hommes et en matériel disponibles. De telles mesures
passant aussi par une amélioration de la qualité de l'instruction, les autorités, à la suite
de la motion du Conseil national (Mo. 89.598) transmise par la petite chambre,
envisagent de créer un centre de formation fédéral pour les instructeurs de la PC. 22

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 12.12.1990
BRIGITTE CARETTI

Suite à une motion du Conseil national et afin d'améliorer, à tous les échelons, la
formation, le gouvernement a décidé de mettre sur pied, au niveau fédéral, une école
pour les instructeurs de la protection civile rattachée au centre de formation de
Schwarzenburg (BE). Par ailleurs, la commission de gestion du CE a demandé au
gouvernement que la professionnalisation de l'instruction et l'engagement du
personnel nécessaire à cet effet ainsi que le financement des besoins matériels de la
PC et l'équipement de ses membres soient encouragés. 23

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 28.06.1991
SERGE TERRIBILINI

Afin de remplacer Hans Mumenthaler, partant pour la retraite, le Conseil fédéral a
nommé à la tête de l'office de la protection civile le bâlois Paul Thüring qui dirigeait
jusque là l'office de protection civile du canton de Bâle-campagne. 24

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 07.08.1992
SERGE TERRIBILINI

Le GSsA, devant le succès de son initiative contre le F/A-18, a envisagé de lancer une
initiative visant à l'abolition de la protection civile. Le plan directeur du gouvernement
est en effet considéré par le GSsA comme un simple toilettage, la PCi restant toujours
empreinte de sa traditionnelle idéologie militariste. 25

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 08.11.1992
SERGE TERRIBILINI

La grande chambre a encore rejeté la motion Ledergerber (ps, ZH) (Mo. 91.3182) qui
visait à une refonte de la protection civile, notamment en abrogeant le service
obligatoire en période de paix durable, en la transformant en protection contre les
catastrophes et en la plaçant sous la direction d'une autorité civile. Elle a par contre
transmis le postulat Duvoisin (ps, VD) (Po. 92.3421) exigeant un important transfert de
compétences de la Confédération aux cantons en matière de protection civile (principe
de subsidiarité). 26

POSTULAT
DATUM: 18.12.1992
SERGE TERRIBILINI
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Le Conseil fédéral a présenté aux Chambres son rapport sur l'engagement et
l'organisation de la protection civile (PCi), qui constitue le plan directeur de la réforme
de cette institution. Ce programme se place dans le cadre de l'analyse faite par le
gouvernement des récents bouleversements mondiaux et de sa concrétisation dans le
plan directeur d'Armée 95. Ainsi, si la mission de la protection civile restera la
protection et le sauvetage de la population en cas de guerre, elle se verra assigner une
nouvelle tâche consistant à fournir une aide en cas de catastrophe, qu'elle soit
d'origine naturelle, technique ou technologique. En outre, elle se devra de protéger les
biens culturels en cas de conflit armé, ainsi que de participer à des opérations de
secours transfrontalières. Selon le projet du gouvernement, la PCi conservera son
caractère fédéraliste et la commune en sera toujours la principale responsable. Mais les
cantons devront assumer une plus grande responsabilité dans le domaine des cours de
répétition. Cependant, pour une meilleure uniformisation, l'instruction de base sera
dispensée aux cadres par la Confédération et aura un caractère plus professionnel. Les
effectifs passeront de 520'000 hommes à 380'000. L'âge d'incorporation se situera
entre 20 ans pour les non-soldats (42 ans pour les soldats) et 52 ans (au lieu de 60).
Cette réforme devrait permettre de réaliser de substantielles économies. Les décisions
déjà prises en ce domaine par le gouvernement ont été d'abandonner l'acquisition du
système de radio locale, de réduire les exigences en matière de constructions du
service sanitaire et de renoncer à la construction d'abris dans les communes où les
90% de la population sont déjà protégés (économie globale d'environ CHF 42 millions).
Bien que le parlement ait pris acte du rapport et que le Conseil national ait rejeté une
motion de sa commission des finances demandant une réduction de 25% de ses
dépenses pour ces prochaines années, la protection civile s'est trouvée attaquée de
toutes parts, et les critiques ont fusé des rangs de la droite comme de la gauche. Les
députés ont considéré la PCi comme une institution qui coûte cher et qui n'est que
peu efficace. Si la droite a malgré tout salué la réforme proposée, la gauche a estimé
qu'elle n'allait pas assez loin. La nouvelle loi sur la protection civile devant mettre en
application la réforme a été soumise à consultation en fin d'année. 27

BERICHT
DATUM: 24.12.1992
SERGE TERRIBILINI

Eine im Frühjahr im Auftrag des Bundesamtes für Zivilschutz durchgeführte
repräsentative Umfrage zeigte, dass zwei Drittel der Befragten – 64% in der
Deutschschweiz und 71 % in der Romandie – die stärkere Ausrichtung des Zivilschutzes
auf die Katastrophen- und Nothilfe in Friedenszeiten befürworten. 42% der
Deutschschweizer und 45% der Romands wussten um die laufenden
Reformbemühungen, wobei der Wissensstand auf dem Land etwas besser war als in der
Stadt. 28

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 20.07.1993
MARIANNE BENTELI

Nach ihrer Niederlage in der Volksabstimmung vom 6. Juni verzichtete die «Gruppe für
eine Schweiz ohne Armee» (GSoA) vorderhand auf ihre 1992 angekündigte
Volksinitiative «zur Abschaffung des Zivilschutzes». 29

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 21.07.1993
MARIANNE BENTELI

Nachdem seine Entwürfe in der Vernehmlassung mehrheitlich positiv aufgenommen
worden waren – einzig SP, GP, SGB und Schweizerischer Friedensrat meldeten
grundsätzliche Bedenken an –, verabschiedete der Bundesrat im Sommer seine
Botschaft zum neuen Zivilschutzgesetz und zum teilrevidierten Schutzbautengesetz.
Mit der Vorlage wird das vom Parlament im Vorjahr genehmigte Leitbild für ein
effizienteres und kostengünstigeres Schutz-, Rettungs- und Hilfsinstrument bei
Notsituationen aller Art in die Tat umgesetzt. Insgesamt fast CHF zwei Mrd. billiger –
aber dennoch besser aktionsfähig als bisher – soll der Zivilschutz der Zukunft werden.
Die geplanten Änderungen lassen sich aber wegen Geldknappheit erst gegen das Jahr
2010 verwirklichen. 
Insgesamt wird der neu konzipierte Zivilschutz von einer Hilfsformation im Kriegsfall zu
einer Organisation der Katastrophen- und Nothilfe aufgewertet. Das Dienstpflichtalter
wird von 60 auf 52 Jahre herabgesetzt. Damit wird der Zivilschutz nicht nur verjüngt,
sondern auch um rund ein Drittel verkleinert. Der Sollbestand sinkt von 520'000 auf
rund 380'000 Personen. Frauen und niedergelassene Ausländer können freiwillig Dienst
leisten. Der Zivilschutz wird künftig auch im grenznahen Ausland eingesetzt werden
können. Die Brandbekämpfung, bisher ein wichtiges Element des Zivilschutzes, wird
fortan ausschliesslich den rund 60'000 Feuerwehrleuten übertragen, die dafür von der
Zivilschutz-Dienstpflicht befreit werden. 
Die Ausbildung erhält – vor der persönlichen Ausrüstung des Zivilschutz-Pflichtigen und
insbesondere vor dem Schutzraumbau – die erste Priorität. Nach dem Motto «Die

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 02.11.1993
MARIANNE BENTELI
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richtige Person am richtigen Platz» soll mit einem Einteilungsrapport eine gezieltere
Zuteilung der Dienstpflichtigen erreicht werden. Die flexible zeitliche Gestaltung der
Wiederholungskurse wird es erlauben, Zivilschützer statt wie bisher jährlich ein bis zwei
Tage neu beispielsweise alle fünf Jahre für zehn Tage aufzubieten.
Das gleichzeitig teilrevidierte Schutzbautengesetz sieht eine Lockerung der Baupflicht
für Hauseigentümer vor. Zwar wird am Ziel, für jedermann einen Schutzplatz
bereitzustellen, festgehalten, doch wird angesichts des heute erreichten
Deckungsgrades von 90% künftig bei Um- und Aufbauten sowie bei
Nutzungsänderungen auf den Bau von Schutzräumen verzichtet. Auch vom Bau von
Notspitälern wird abgesehen, während der Bau von sanitätsdienstlichen Anlagen
reduziert wird. 30

In der Wintersession verabschiedete der Ständerat einstimmig sowohl das neue
Zivilschutzgesetz wie das revidierte Schutzbautengesetz, ohne am Vorschlag des
Bundesrates nennenswerte Änderungen vorzunehmen. Ein Rückweisungsantrag
Zimmerli (svp, BE), welcher eine engere Abstimmung zwischen Zivilschutz- und
Militärgesetz sowie die Zuweisung der beiden Bereiche ans gleiche Departement
erreichen wollte, wurde klar abgelehnt. 31

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 02.12.1993
MARIANNE BENTELI

Le Conseil national a refusé de transmettre une motion du groupe DS/Lega
demandant que les abris de la protection civile ne soient pas consacrés, en temps de
paix, à l'hébergement des requérants d'asile. La Chambre a estimé qu'il ne s'agissait pas
d'une utilisation abusive de tels locaux et s'est opposée à l'avis des motionnaires selon
lequel cela pouvait mettre en danger la sécurité de la population. 32

MOTION
DATUM: 30.05.1994
SERGE TERRIBILINI

Suivant la petite chambre en 1993, le Conseil national a adopté la loi sur la protection
civile, acceptant ainsi pleinement la réforme entamée par le gouvernement et dont
l'objectif est de faire de la PCi un instrument plus efficace avec moins de moyens. Des
propositions de gauche de non-entrée en matière ont donc été facilement rejetées;
elles demandaient notamment l'abolition de la protection civile en temps de paix, la
professionnalisation de cette institution ou la redéfinition de ses tâches au profit de
l'aide en cas de catastrophe. Concernant les constructions, une proposition de
moratoire sur le principe de créer une place protégée par habitant a été rejetée.
Néanmoins, la loi permet un net assouplissement de cette règle, ce qui devrait
occasionner de substantielles économies. 33

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 31.05.1994
SERGE TERRIBILINI

Dès 1995 débuteront les premiers cours de l'école fédérale d'instructeurs de la
protection civile à Schwarzenburg (BE). Ce centre formera les cadres engagés à plein
temps par la Confédération, les cantons et les communes. L'enseignement durera six
mois et devra notamment concrétiser la mission élargie de la PCi. A terme, ceci devrait
permettre d'améliorer le niveau et l'efficacité de la protection civile. 34

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 22.07.1994
SERGE TERRIBILINI

La mise en œuvre de la réforme de la protection civile devrait entrer en vigueur en
même temps que celle de l'armée, soit au début de l'année 1995. Pour ce faire, le
gouvernement a rédigé la législation d'application et l'a mise en consultation. Tous les
partis s'en sont déclarés plus ou moins satisfaits, à l'exception des Verts. Ceux-ci
auraient désiré que ce service soit orienté vers la protection de l'environnement et
qu'un moratoire soit décrété sur les constructions. 35

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 12.08.1994
SERGE TERRIBILINI

Le Conseil national a transmis comme postulat une motion de sa commission
demandant au gouvernement de procéder à une réduction substantielle des dépenses
pour les constructions de protection civile. Il a suivi en effet l'opinion du Conseil
fédéral, pour lequel les efforts entrepris suite à la réforme de la PCi allaient déjà dans le
sens désiré puisqu'en 1999 les dépenses pour des constructions de protection civile
auront été réduites des deux tiers par rapport à 1991. 36

MOTION
DATUM: 23.06.1995
ALEXANDRE FÜZESSÉRY
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Le Conseil national a transmis une motion Baumberger (pdc, ZH) demandant au
gouvernement de modifier la loi sur les abris de sorte que les cantons ne puissent plus
exiger la construction de nouveaux abris s'il y a suffisamment de places protégées. La
majorité des députés a estimé qu'une telle mesure s'imposait si l'on entendait éviter un
surplus inutile et coûteux d'abris. Pour des motifs similaires, la chambre du peuple a
également transmis une motion de la commission des finances (Mo. 96.3000)
demandant que la loi sur les abris soit modifiée de manière à ce que les subventions
fédérales pour les abris publics ne soient versées qu'aux communes connaissant un
taux de protection inférieur à 80%. Devant à son tour juger du bien-fondé de la motion,
la petite chambre a refusé pour sa part de la transmettre. Contrairement à l'opinion de
la majorité des conseillers nationaux pour qui la construction d'abris de la protection
civile pouvait être ralentie étant donné la situation financière de la Confédération ainsi
que l'absence de menace immédiate, les sénateurs ont estimé, à l'instar du
gouvernement, que de multiples recherches d'économie avaient déjà affecté, sans
commune mesure, la protection civile. La majorité de la chambre des cantons a
également relevé qu'une telle politique remettrait en cause le principe du droit de
chacun à bénéficier d'une place protégée et reviendrait à transférer de nouvelles
charges sur les communes, tenues légalement d'assurer une couverture de 90% de la
population. 37

MOTION
DATUM: 11.12.1996
ALEXANDRE FÜZESSÉRY

Selon une étude de l'Office fédéral de la protection civile, les activités d'aide en faveur
de la population (soutien et soins aux personnes âgées, monitorat dans des camps de
vacances pour enfants défavorisés, etc.) jouent, depuis l'introduction de la nouvelle loi,
un rôle toujours plus important au sein de la protection civile. En 1996, ce ne sont en
effet pas moins de 21'000 jours de service (sur un total de 108'000) qui ont été
consacrés à ce genre d'activités. L'entretien des infrastructures communales
(assainissement de cours d'eau, entretien de chemins pédestres, etc.) absorbe plus de
la moitié des jours de service alors que l'aide en cas de catastrophe ne constitue
qu'une part mineure des activités de la protection civile (12%). 38

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 11.03.1997
ALEXANDRE FÜZESSÉRY

Le Conseil des Etats a transmis comme postulat une motion Baumberger (pdc, ZH)
adoptée en 1996 par le Conseil national et demandant de modifier la loi sur les abris
afin d'en empêcher la construction lorsque les infrastructures en la matière sont
suffisantes. Reconnaissant que l'on avait souvent construit à des fins peu en rapport
avec la protection de la population, la petite chambre a cependant estimé que la
révision de la loi sur les abris adoptée en 1995 incluait déjà ce souci et serait par
conséquent à même d'éviter des surcapacités en la matière. 39

MOTION
DATUM: 13.03.1997
ALEXANDRE FÜZESSÉRY

Le DDPS a communiqué les chiffres concernant la PC en 1997. Quelques 35'300
personnes astreintes ont accompli 107'000 jours de service lors de 1'467 engagements.
Plus de 60% de ceux-ci ont été consacrés à des travaux de reconstruction,
d’assainissement de ruisseaux et constructions de chemin et un quart des jours de
service furent consacrés à des activités de soins en faveur de la population (personnes
âgées par exemple). 40

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 18.02.1998
FRANÇOIS HUGUENET

Le canton de Genève a décrété un moratoire d’une année dans l’organisation des
cours de protection civile et a déposé un recours auprès de la Commission fédérale ad
hoc. Il a pris cette décision suite à la suppression de subventions de la part de l’Office
fédéral de la protection civile (OFPC). Ce dernier avait en vain demandé au
gouvernement genevois de renoncer à une diminution de la durée du cours
d’introduction pour les nouveaux astreints du canton. 41

PETITION / EINGABE / BESCHWERDE
DATUM: 24.07.1998
FRANÇOIS HUGUENET

Le socialiste Andreas Gross (ZH) a défendu au Conseil national une initiative
parlementaire visant à la suppression de l’obligation de servir dans la protection civile.
Dressant le constat que la protection civile n’avait pas assez de tâches à accomplir par
rapport au nombre important de citoyens qui y étaient astreints, l’auteur de l’initiative
a proposé de substituer à ce service obligatoire une organisation basée sur le
volontariat. Cette nouvelle organisation se verrait également attribuer de nouvelles
missions, plus en rapport avec la situation actuelle. Chargée d’étudier cette question, la
CPS a convenu que les objectifs et les structures actuelles de la protection civile

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 09.10.1998
FRANÇOIS HUGUENET
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étaient dépassées, du fait de l’héritage de la guerre froide et de la menace nucléaire,
bien qu’une première restructuration intitulée PC 95 était encore en cours. Toutefois,
la majorité de la commission (14 voix contre 8 et 3 abstentions) n’a pas voulu se
prononcer en faveur de l’initiative. Elle a en effet estimé que le concept de la
protection civile devait être étudié dans le cadre du projet «Armée XXI». De plus, elle a
argué que le maintien de l’obligation de servir à la PC ne signifiait pas que des cours
devaient être organisés chaque année, par contre cela avait l’avantage de garder à
disposition un certain nombre de personnes en cas de besoin, ceci sans devoir recourir
à la persuasion. Finalement, le Conseil national a suivi la proposition de la CPS par une
majorité de 94 voix contre 70. 42

Le Conseil fédéral a pris la décision d’abaisser la limite d’âge pour l’obligation de
servir de 52 à 50 ans, ramenant ainsi l’effectif de la protection civile (PC) de 355'000 à
300'000 personnes au 1er janvier 1999. Parallèlement, la fusion des services
d’assistance et de protection de la population a été arrêtée. Le gouvernement veut
désormais mettre l’accent sur l’aide en cas de catastrophe en temps de paix. Cette
réforme est destinée d’une part à diminuer le coût de la PC et d’autre part à la préparer
au projet «Protection de la population» qui pourrait être mis en oeuvre en 2003. 43

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 22.10.1998
FRANÇOIS HUGUENET

Partant du même constat que Andreas Gross, à savoir que la PC n’a que peu de tâches à
accomplir, mais n’arrivant pas aux mêmes conclusions, Peter Föhn (udc, SZ) a proposé
dans un postulat que l’on attribue à la PC des tâches de surveillance, à l’instar de ce
que font les sociétés privées de gardiennage. Arguant du devoir de l’Etat de s’occuper
de la sécurité intérieure du pays, il a également proposé de faire appel à l’armée, là où
les capacités de la PC seraient insuffisantes. La discussion a été renvoyée. 44

POSTULAT
DATUM: 18.12.1998
FRANÇOIS HUGUENET

L’argovienne Agnes Weber (ps, AG) a déposé une motion chargeant le Conseil fédéral
de lever l’obligation de construire des abris PC dans les bâtiments privés ou publics.
Transmis comme postulat sur proposition du gouvernement, ce point sera examiné
dans le cadre du projet «Protection de la population». Le Conseil fédéral a toutefois
rappelé dans son rapport écrit que les abris de protection civile n’augmentaient que
peu les coûts de construction (2% en moyenne) et qu’ils pouvaient avoir une utilité par
exemple lors de catastrophes naturelles. 45

MOTION
DATUM: 18.12.1998
FRANÇOIS HUGUENET

Parue dans les journaux suite à une déclaration du président de la Conférence des
chefs des offices cantonaux de la protection civile (PC), la nouvelle de la diminution des
effectifs de la PC à 200'000 personnes a fait l’objet d’une interpellation Heim (pdc, SO)
devant la chambre du peuple. Dans sa prise de position écrite, le Conseil fédéral a
précisé que l’effectif actuel était de 300'000 personnes et qu’au regard des buts à
atteindre, la réduction d’un tiers des effectifs de la PC lui semblait irréaliste. Un
sondage effectué auprès de 722 personnes a montré un très fort soutien à la PC (81%).
De plus, 57 des sondés considèrent la capacité d’engagement de la PC comme bonne,
voire très bonne. Seuls 12 % la considèrent comme insuffisante ou mauvaise. 46

INTERPELLATION / ANFRAGE
DATUM: 23.09.1999
FRANÇOIS HUGUENET

Entouré de plusieurs conseillers d’Etat, Adolf Ogi a présenté sa conception de la future
Protection de la population (PP) appelée à remplacer la PC. Issu d’un groupe de travail
Confédération – cantons, ce document sera soumis à la consultation des cantons
jusqu’à la fin de l’année sous revue. La mise en place de la PP et d’ « Armée XXI »
devraient se dérouler simultanément. Le chef du DDPS à refusé de chiffrer la
diminution des effectifs qui aura lieu et le futur âge limite d’obligation de servir. Le
document propose d’instaurer le libre-choix entre l’armée et la PC, de renforcer les
missions purement civiles de cette dernière et de l’intégrer dans la protection de la
population avec les polices, les sapeurs-pompiers, les services sanitaires et les services
de sauvetage. Les cantons joueraient un rôle de premier plan et la Confédération un
rôle subsidiaire. 47

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 28.09.1999
FRANÇOIS HUGUENET
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Dans la foulée des restructurations d’«Armée XXI», Adolf Ogi a levé le voile sur le
nouvel aspect de la protection civile. Celle-ci passera dès 2003 d’environ 300'000 à
120'000 hommes, avec une responsabilité accrue de la part des cantons. Alors que le
débat avait parfois laissé présager de l’introduction du libre choix entre l’armée et la
protection civile, la priorité restera aux besoins de l’armée, l’obligation de servir
demeurant inscrite dans la Constitution. Le recrutement se fera conjointement pour
les deux: la protection civile pourra ainsi être effectuée dès 20 ans, et la limite d’âge
s’abaissera de 50 à 40 ans. 6000 personnes devront être trouvées chaque année pour
accomplir ce service, dans un nouveau réseau plus vaste de «protection de la
population» où les cantons joueront un rôle essentiel. Les gestions des catastrophes et
autres situations d’urgence devront être intégrées aux cahiers des charges des corps de
police et de sapeurs-pompiers cantonaux, et la Confédération jouera un rôle
subsidiaire. Sa participation financière pourrait ainsi se réduire à moins de CHF 100
millions par année. 48

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 26.05.2000
FRANÇOIS BARRAS

Dans une motion, le conseiller national Didier Berberat (ps, NE) a demandé au Conseil
fédéral de revoir en profondeur la loi sur les abris privés de protection civile pour
parvenir à finalement supprimer l’obligation d’en doter les immeubles nouvellement
construits. Le député a défendu son argumentaire par leur caractère obsolète, leur
inefficacité vis-à-vis des critères de la guerre moderne et leur coût disproportionné. Le
gouvernement a rétorqué que l’obligation d’équiper les nouveaux immeubles ne
concernaient que les zones à faible concentration d’abris, dont le coût n’excède pas
2% du budget global d’une construction. Il a rappelé enfin l’utilité de ces abris en cas
de catastrophes naturelles. La motion a finalement été rejetée par le National par 50
voix contre 37. 49

MOTION
DATUM: 08.06.2000
FRANÇOIS BARRAS

Le gouvernement a accepté le projet de réforme de la protection civile (PC), de ses
structures et de ses priorités. Le texte, qui doit encore être agréé par le parlement,
prévoit une réduction des dépenses d’environ 30% par rapport aux chiffres de 1998,
soit un budget annuel passant de CHF 400 millions à 276 millions. Les effectifs de la PC
subiront eux aussi une cure d’amaigrissement: ceux-ci devraient se stabiliser à 120'000
personnes, au lieu des 270'000 astreints en 2001. Cette réduction pourra s’effectuer
principalement grâce à l’abaissement parallèle de la limite d’âge (40 ans au lieu de 50).
En outre, les personnes ayant achevé leurs obligations militaires ne seront plus
affectées à la PC. Un recrutement commun de deux jours sera réalisé avec l’armée. Sur
les plus de 30'000 hommes qui passent chaque année cette étape, environ 6000
seront affectés à la protection civile, sans que cette option ne découle d’un libre-choix:
le service militaire reste obligatoire, de même que la construction d’abri antiatomiques
dans les immeubles.
Au niveau de l’organisation et des priorités, le nouveau texte réglemente en détails la
collaboration entre les cinq organisations engagées dans des situations de crise : la
police, les sapeurs-pompiers, les services de la santé publique, les services techniques
et enfin la PC. La Confédération coordonne ces services, et demeure responsable en
cas de guerre, de danger atomique ou d’épidémie. Les cantons assument leurs
engagements en cas de catastrophes et autres situations d’urgence, perspectives sur
lesquelles la réforme met un accent particulier. Elle fait ainsi passer les cantons en
première ligne dans le domaine de la protection des populations, nouveauté qui
s’accompagne aussi d’un changement dans la répartition des coûts: sur les CHF 276
millions prévus, 200 millions devraient être à la charge des cantons. Réunie en fin
d’année, l’Union suisse pour la protection civile a fait part au gouvernement de ses
craintes vis-à-vis de cette réforme. 50

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 05.11.2001
FRANÇOIS BARRAS

Le système de protection de la population, qui consiste en une coordination de
l’action de cinq types d’organisations partenaires (police, sapeurs-pompiers, santé
publique, services techniques comme l’eau ou l’électricité et protection civile), a été
réformé parallèlement à l’armée. Se basant sur le rapport sur la politique de sécurité
de 1999, le gouvernement a estimé que les changements géostratégiques des années 90
avaient rendu la perspective d’une guerre improbable. Le nouveau système a, par
conséquent, été conçu pour gérer des catastrophes ou des situations d’urgence. Dans
un premier temps, les deux chambres ont accepté, sans trop de discussions, le Plan
directeur de la protection de la population (MCF 01.066) définissant les grands axes de
la réforme. Bien que déplorée par la gauche, qui a invoqué la tendance européenne,
l’obligation de servir a été confirmée, de même que l’obligation de construire des abris

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 15.10.2002
ROMAIN CLIVAZ
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de protection civile, contestée par la socialiste bernoise Simonetta Sommaruga.
L’obligation de payer des indemnités pour utiliser les abris publics a été maintenue.
Cette redéfinition des priorités n’a pas été aussi controversée que la réforme de
l’armée, malgré l’apparition de divergences mineures entre les deux chambres. Au final,
les principaux changements concernaient la baisse des effectifs (de 280'000 à 120'000
hommes que l’on pourrait augmenter en cas de conflit armé), une durée du service
obligatoire plus courte (de 50 ans à 40 ans), la libération de militaires ayant déjà
accompli leur service, un recrutement centralisé commun avec l’armée de 2 à 3 jours
(sans que les conscrits puissent cependant choisir), une instruction de base de 2 à 3
semaines (au lieu de 5 jours). La loi sur la protection de la population et sur la
protection civile (LPPCi), a été acceptée en votation finale à l’unanimité par la chambre
haute (44 voix). Au national, 156 conseillers nationaux ont soutenu la réforme, un
parlementaire s’y est opposé et 26 se sont abstenus, essentiellement des socialistes et
des verts. C’est à fin novembre qu’un comité bourgeois, dont certains membres
appartenaient aussi à celui contre la réforme de l’armée, a annoncé le lancement d’un
référendum contre la loi. Il estimait notamment que cette nouvelle réglementation ne
répondait pas aux menaces actuelles pesant sur la population. Les attentats de New
York du 11 septembre 2001 auraient notamment montré que le risque de conflit armé
existait et qu’aux guerres conventionnelles, aux dangers du terrorisme, aux
catastrophes s’ajoutaient désormais le risque d’attaques biologiques et l’utilisation de
l’arme nucléaire dans certaines régions du globe. 51

Loi fédérale sur la protection de la population et sur la protection civile. Votation du
18 mai 2003.

Participation: 50%
Oui: 1 829 339 (80,6%)
Non: 441 498 (19,4%)

Mots d'ordre:
– Oui: PDC, PRD, UDC (12*), PS, PE, PCS, PEV, PL, UDF, Lega; Economiesuisse, USP,
UCAPS, USAM, USS.
– Non: DS, PSL. 
– Liberté de vote: PdT(1*).
– Pas de mot d’ordre: CSC.
* Recommandations différentes des partis cantonaux.

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 18.05.2003
ROMAIN CLIVAZ

La loi fédérale sur la protection de la population et sur la protection civile (LPPCi),
largement approuvée par le peuple suisse lors du scrutin du 18 mai 2003 (80,6% de
oui), est entrée en vigueur le 1er janvier 2004. L’introduction de cette révision
implique un certain nombre de changements au niveau de l’organisation même de la
protection civile. Parmi les principales réformes introduites, une diminution des
effectifs, qui passent d’environ 280'000 personnes à un maximum de 120'000, l’âge
limite pour l’obligation de servir qui est ramené de 50 à 40 ans, et le recrutement. Pour
ce dernier, l’incorporation n’est plus séparée d’avec la journée de recrutement de
l’armée, mais se déroule désormais en commun avec l’armée sur 2 à 3 jours. Avec cette
révision, les militaires libérés ne sont en outre plus obligés de servir dans la protection
civile.

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 01.01.2004
ELIE BURGOS

Le Conseil national a rejeté un postulat Donzé (pep, BE), qui demandait au Conseil
fédéral d’œuvrer à une uniformisation de l’équipement des personnes servant dans la
protection civile. Le député réclamait notamment que celles-ci soient toutes équipées
de chaussures adéquates (« bottes de combat »). La majorité des députés a suivi les
arguments du gouvernement. Ce dernier avait en effet recommandé de rejeter le
postulat en question, car la situation au niveau de l’équipement de la protection civile
ne cessait de s’améliorer, et qu’au vu de l’état de plus en plus précaire des finances, un
rééquipement de tous ses membres n’entrait pas en ligne de compte, étant donné
qu’une telle dépense (en l’occurrence CHF 10 millions) pénaliserait notamment de
grands projets prioritaires comme Polycom ou l’installation de commandes à distance
pour sirènes. 52

POSTULAT
DATUM: 17.06.2005
ELIE BURGOS
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Le Conseil national a décidé de donner suite, par 94 voix contre 80 et contre l’avis de
sa commission de la politique de sécurité, à une initiative parlementaire du député
Pierre Kohler (pdc, JU), qui demandait aux chambres fédérales de lever dans les plus
brefs délais l’obligation pour les particuliers de construire des abris de protection
civile ou de payer une taxe compensatoire pour la non-réalisation de tels abris. 53

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 13.06.2006
ELIE BURGOS

Les chambres ont adopté toutes deux la motion de la Commission des finances du
Conseil national, qui demandait au Conseil fédéral de leur soumettre, sous la forme
d’un rapport, différents scénarios concernant les constructions protégées et les abris.
Outre la poursuite de la planification actuelle, la motion demandait que les scénarios
présentés prévoient la liquidation, la désaffectation ou le changement d’affectation de
constructions protégées et d’abris. Le rapport devra également exposer les
conséquences financières de ces différents scénarios pour les années à venir et
présenter une comparaison avec d’autres pays, en particulier avec des Etats européens
dont la situation est similaire. 54

MOTION
DATUM: 18.12.2006
ELIE BURGOS

Dans sa réponse à une interpellation du conseiller national socialiste Boris Banga (SO),
qui était préoccupé par les capacités de la protection civile à intervenir à l’échelon
national, en partie à cause de la cantonalisation de celle-ci, le Conseil fédéral a indiqué
ne pas partager ces inquiétudes. Le gouvernement a précisé que la répartition des
tâches entre Confédération et cantons était ancrée dans la Loi sur la protection de la
population et sur la protection civile (LPPCi), qui avait été approuvée par les chambres
fédérales et par plus de 80% des voix lors de la votation populaire du 18 mai 2003. Ne
voyant rien qui justifie pour l’instant un changement de la loi, le gouvernement a
déclaré être d’avis que la disponibilité opérationnelle de la protection civile au plan
national était garantie à l’heure actuelle, même si une évaluation récente dans les
cantons avait montré qu’il s’avérait nécessaire de procéder à des adaptations au niveau
de l’exécution, et, à moyen terme, à des modifications de la LPPCi. 55

INTERPELLATION / ANFRAGE
DATUM: 21.02.2007
ELIE BURGOS

Au mois d’octobre, le Conseil fédéral a lancé une procédure de consultation
concernant l’initiative parlementaire déposée par la conseillère nationale Simonetta
Sommaruga (ps, BE). L’initiative en question propose qu’à l’avenir, dans des situations
de catastrophe et d’urgence, ainsi que pour les travaux de remise en état qui en
résultent, il devra être possible de recourir immédiatement à des personnes astreintes
à servir dans la protection civile qui n’ont pas été formées et qui ont été incorporées
dans le personnel de réserve, même sans leur faire suivre une instruction de base
préalable ; ces réservistes auront les mêmes droits et obligations que les personnes
ayant suivi une formation. 56

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 09.10.2007
ELIE BURGOS

Le Conseil national a adopté durant l’année sous revue un postulat de sa commission
des finances, qui demandait au Conseil fédéral de présenter au parlement un rapport
sur les irrégularités dans le décompte des jours de service effectués pour la
protection civile. Le Conseil fédéral a reconnu de nombreuses irrégularités, qui n’ont
toutefois pas engendré de préjudice financier pour la Confédération, a-t-il précisé. 57

POSTULAT
DATUM: 10.12.2007
ELIE BURGOS

En juin, le Conseil fédéral a modifié l’ordonnance sur la protection civile. A l’avenir, les
services de protection civile pourront disposer gratuitement de matériel militaire, y
compris des véhicules à moteur, pour leurs interventions au profit de la collectivité à
l’échelon national. 58

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 07.06.2008
ELIE BURGOS

Sur la base du rapport de sa CPS et des résultats de la consultation (23 des 25
participants se sont prononcés négativement sur cet objet), le Conseil des Etats a
décidé de classer l’initiative parlementaire Sommaruga (ps, BE), qui proposait qu’à
l’avenir, dans des situations de catastrophe et d’urgence, il soit possible de recourir
immédiatement à des personnes astreintes à servir dans la protection civile qui n’ont
pas été formées et qui ont été incorporées dans le personnel de réserve.  59

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 15.09.2008
ELIE BURGOS
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Au mois de septembre, une initiative parlementaire a été déposée par le député Heer
(udc, ZH). Elle propose la réduction du nombre de jour de service à la protection civile
et la mobilisation des personnes astreintes en cours de répétition aux seules situations
de besoin pressant. Le Conseil national a adopté cette initiative par 103 voix contre 56.
Les groupes socialiste et écologiste se sont opposés en bloc à cette proposition. La
majorité a estimé qu’il fallait donner une marge de manœuvre suffisante aux cantons et
aux communes pour convoquer les personnes astreintes aux cours uniquement pour
accomplir des tâches précises et ciblées. Elle a considéré qu’il en allait de la crédibilité
de la protection civile. Le Conseil des Etats a rejeté cette initiative de manière tacite.
La CPS-CE a estimé que l’initiative Heer mélangeait la thématique de l’instruction avec
celle des engagements au profit de la collectivité publique tels qu’ils étaient organisés
par les communes et les cantons. La commission a ajouté qu’une révision de la Loi sur
la protection de la population et sur la protection civile (LPPCi) était en cours de
révision et pouvait apporter des améliorations concernant les problèmes soulevés. 60

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 07.09.2009
SÉBASTIEN SCHNYDER

En septembre, le parlement a adopté une motion de la commission des finances du
Conseil national (CdF-CN) visant à mettre en œuvre le rapport sur l’état des lieux
concernant les constructions protégées et les abris de protection de la population. La
motion charge le Conseil fédéral de proposer une modification de la base légale en ce
qui ce concerne. Plus précisément, il s’agit de conserver l’obligation de construire des
abris pour les bâtiments comptant plus de 77 pièces, de réduire le nombre de
constructions protégées (postes de commandement) et de pérenniser la protection des
biens culturels conformément à la Convention de La Haye de 1954. En votation finale la
motion a été adoptée par 112 voix contre 56 au Conseil national, seuls les groupes
écologiste et socialiste s’y sont opposés, puis de manière tacite par le Conseil des
Etats. 61

MOTION
DATUM: 07.09.2009
SÉBASTIEN SCHNYDER

En mai, suite à la saisine d’un citoyen suisse déclaré inapte car diabétique et donc
soumis à la taxe d’exemption de l’obligation de servir, la Cour européenne des droits
de l’homme a estimé que les taxes d’exemption d’obligation de servir pour les
personnes partiellement invalides et voulant faire du service étaient discriminantes.
Elle a considéré que ces personnes devaient avoir la possibilité d’accéder à d’autres
fonctions au sein de l’armée malgré leur situation. La Confédération a fait appel de
cette décision devant la Grande chambre du Tribunal des droits de l’homme. En
novembre, cette dernière a décidé de rejeter l’appel de la Confédération et a confirmé
le premier verdict. Une motion Lumengo (ps, BE) (Mo. 09.4115) a été déposée en
décembre 2009, elle demande la suppression de la taxe pour les personnes
partiellement invalides. Le Conseil fédéral a mis en place un groupe de travail
interdépartemental pour traiter de la situation dans le respect de la Convention
européenne des droits de l’homme. 62

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 09.12.2009
SÉBASTIEN SCHNYDER

Au mois de septembre, le Conseil fédéral a présenté son message relatif à la révision
partielle de la loi sur la protection de la population et sur la protection civile. Cette
révision fait suite aux expériences acquises depuis la mise en vigueur de la loi en 2004.
Elle vise à optimiser les modes d’intervention et d’instruction et à adapter certaines
dispositions concernant les ouvrages de protection. Le DDPS a ainsi estimé que les
services de la protection civile doivent se concentrer sur les tâches de base et mieux
cibler les interventions au profit de la collectivité. D’une part il propose d’augmenter le
nombre de jour d’instruction pour les cadres supérieurs et les spécialistes. Et d’autre
part, il vise une réduction des constructions d’abris de protection et des charges
financières des autorités et des particuliers tout en maintenant la valeur du parc
d’ouvrages existant. Toutefois, à partir d’une certaine taille de bâtiment, les
propriétaires d’habitations restent toujours contraints d’en construire dans les zones
manquant de places protégées. 63

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 08.09.2010
SÉBASTIEN SCHNYDER
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Im Zuge der Verhandlungen zum teilrevidierten BZG wurde auch eine parlamentarische
Initiative Français (fdp, VD) behandelt. Diese wollte das Einsatzgebiet von
Schutzdienstleistenden ausdehnen und internationale Einsätze ermöglichen. Damit
sollte nicht nur im „grenznahen“ Ausland gearbeitet werden können, sondern auch
humanitäre Einsätze nach Naturkatastrophen in betroffenen Ländern sollten ermöglicht
werden. Der Nationalrat wies diese parlamentarische Initiative jedoch knapp mit 79 zu
73 Stimmen zurück. 64

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 09.03.2011
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Im Ständerat wurde eine aus dem Jahr 2010 stammende Motion Allemann (sp, BE)
angenommen. Die Motion beauftragte die Landesregierung in Ergänzung zum neuen
sicherheitspolitischen Bericht und analog dem Armeebericht einen vertiefenden
„Bericht Bevölkerungsschutz" mit einem umfassenden Modernisierungskonzept
vorzulegen. 65

MOTION
DATUM: 31.05.2011
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Die Botschaft des Bundesrates zur Teilrevision des Bevölkerungs- und
Zivilschutzgesetzes (BZG) vom September 2010 kam im Frühjahr 2011 in den Nationalrat.
Nach zwei voneinander abweichenden Vorschlägen wurde das revidierte BZG im Juni
2011 von beiden Kammern angenommen und tritt per 1. Januar 2012 in Kraft. Eine
grundlegende Frage stellte die Baupflicht für Schutzräume dar, mit deren Aufhebung
der Nationalrat private Bauherren entlasten wollte. Die SiK des Ständerates stellte sich
gegen dieses Votum und beantragte dem Nationalrat, an der Schutzraumpflicht
festzuhalten, allerdings mit gelockerten Vorgaben. In der Differenzbereinigung und
nach dem Reaktorunfall im Japanischen Fukushima, revidierte die grosse Kammer ihren
ursprünglichen Entscheid und folgte dem Ständerat. 66

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 17.06.2011
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Im Sicherheitspolitischen Bericht 2010 hatte der Bundesrat die Schaffung des
Sicherheitsverbundes Schweiz (SVS) skizziert. Anfang Januar 2011 wurden vom
Bundesrat die Meilensteine für den Aufbau dieses Verbundes bekannt gegeben. Im
Zentrum stand die Frage, wie die Mittel von Bund und Kantonen effizient und effektiv
zusammenwirken können. Der Steuerungsausschuss setzt sich auf Verwaltungsstufe
paritätisch aus Vertretern von Bund und Kantonen zusammen. Einsitz haben seitens des
Bundes die Direktoren des Bundesamtes für Polizei (fedpol), des Nachrichtendienstes
des Bundes (NDB), des Bundesamtes für Bevölkerungsschutz (BABS), der Chef
Sicherheitspolitik des VBS, der Chef des Armeestabes sowie der Chef des
Lenkungsausschusses Intervention Naturgefahren (LAINAT). Die Kantone sind durch die
Generalsekretäre der Kantonalen Konferenz der Justiz- und Polizeidirektoren (KKJPD)
und der Regierungskonferenz Militär, Zivilschutz und Feuerwehr RK MZF sowie die
Präsidenten der Konferenz der kantonalen Polizeikommandanten der Schweiz (KKPKS),
der Schweizerischen Konferenz der Kantonalen Verantwortlichen für Militär,
Bevölkerungsschutz und Zivilschutz (KVMBZ), den Präsidenten der Instanzenkonferenz
und schliesslich den Präsidenten der Schweizerischen Vereinigung Städtischer
Polizeikommandanten (SVSP) vertreten. Im Juni des Berichtsjahres traf sich die
politische Plattform des SVS erstmals. Dieses oberste Gremium des SVS konstituierte
sich aus Bundesrätin Simonetta Sommaruga, Bundesrat Ueli Maurer, der damaligen
KKJPD-Präsidentin Karin Keller-Sutter sowie Hans Diem, dem Präsidenten der RK MZF.
Der SVS hat zum Ziel, die Leistungsfähigkeit in der polizeilichen Gefahrenabwehr sowie
zur Bewältigung von Katastrophen und Notlagen zu verbessern, indem die Mittel von
Bund, Kantonen, Gemeinden und Dritten noch besser aufeinander abgestimmt und im
Einsatz koordiniert werden. 67

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 30.06.2011
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Ein Postulat Segmüller (cvp, LU) zur Frage nach der zeitgerechten Ausrüstung im
Zivilschutz sowie dessen Koordination zwischen Bund und Kantonen wurde vom
Nationalrat angenommen. Der Bundesrat soll Massnahmen für die Sicherstellung einer
zeitgemässen Ausrüstung des Zivilschutzes prüfen. Die zur Verfügung stehenden Mittel
entsprächen in vielen Bereichen nicht mehr den Anforderungen. Für eine Erneuerung
der Ausstattung des Zivilschutzes soll der Bundesrat zusätzlich die Finanzierung regeln
und die Zuständigkeiten des Bundes beziehungsweise der Kantone definieren. 68

POSTULAT
DATUM: 30.09.2011
MAXIMILIAN SCHUBIGER
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Im Rahmen von Abrechnungen von Zivilschutztagen kam es in den Jahren 2003 bis
2009 in fast allen Kantonen zu Missbräuchen. Die Schadenssumme für den Bund belief
sich auf rund sechs Millionen Franken. Dies ging aus einer Medienmitteilung des
Bundesamtes für Sozialversicherungen hervor. Zahlreiche Gemeinden hatten normale
Verwaltungsausgaben als Schutzdienstleistung deklariert und damit das
Gemeindebudget entlastet, indem Gemeindearbeiter über die Erwerbsersatzordnung
(EO) finanziert wurden. Der Bundesrat möchte deswegen auch für den Zivilschutz ein
gesamtschweizerisches zentrales Datenführungssystem aufbauen. Das VBS wurde
damit beauftragt, bis Ende 2011 eine Gesetzesvorlage dazu zu entwerfen. Darüber
hinaus sollen vermehrt Plausibilitätskontrollen erfolgen, Doppelauszahlungskontrollen
effektiver und effizienter durchgeführt sowie die Bundesaufsicht neu geprüft
werden. 69

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 26.10.2011
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Anfang Mai zeigte der Bundesrat in Erfüllung einer aus dem Jahr 2010 stammende
Motion (Mo. 10.3540) in einem Bericht auf, wie Bevölkerungsschutz und Zivilschutz
nach 2015 weiterentwickelt, angepasst und verbessert werden können. Ziele sind
weiterhin die effiziente und wirksame Bewältigung von technik- und naturbedingten
Katastrophen und Notlagen sowie die Schaffung einer Grundlage mit der die Interessen
und Bedürfnisse von Bund und Kantonen besser aufeinander abgestimmt werden
können. Der Bericht behandelt das Verbundsystem Bevölkerungsschutz (als
sicherheitspolitisches Instrument) und den Zivilschutz (als eine der fünf
Partnerorganisationen dieses Verbundsystems). Im Bevölkerungsschutz sollen folgende
Elemente gleich bleiben: Die primäre Ausrichtung auf die Bewältigung von Katastrophen
und Notlagen, die grundsätzliche Zuständigkeit der Kantone für den Bevölkerungsschutz
sowie dessen Einsatzmittel und die Einsatzführung. Weiter soll das Prinzip der
Zuständigkeitsfinanzierung sowie die subsidiäre Unterstützung durch die Armee bei der
Katastrophenhilfe in der gegenwärtigen Form beibehalten werden. Die wichtigsten
neuen Elemente der Strategie sind eine verstärkte Koordination des Gesamtsystems
durch den Bund und die Bezeichnung von zentralen Ansprechstellen auf Stufe Bund
und Kantone. Zusätzlich soll die Schaffung und der Betrieb eines gemeinsamen
Lageverbundsystems, eine grundlegende Überprüfung des aktuellen
Dienstpflichtsystems sowie die Bereinigung von gewissen Schnittstellen im
Verbundsystem angestrebt werden. Im Bereich Zivilschutz sollen folgende Elemente
beibehalten werden: Die primäre Ausrichtung auf Katastrophen und Notlagen, die
föderalistische Struktur, die primäre kantonale Zuständigkeit sowie die Werterhaltung
der bestehenden Schutzbauten. Ins Auge gefasste, neue Elemente beinhalten gewisse
Anpassungen beim Dienstpflichtsystem, eine Überprüfung der Bestände, die Schaffung
von interkantonalen Zivilschutz-Stützpunkten und Massnahmen zur Verbesserung der
Interoperabilität. Die skizzierten Massnahmen für die Weiterentwicklung des
Bevölkerungsschutzes und Zivilschutzes bedürfen allerdings im Anschluss eine
detaillierte Ausarbeitung und Konkretisierung. Dazu soll je eine Projektorganisation für
den Bevölkerungsschutz und den Zivilschutz eingesetzt werden, welche die
Umsetzungsvorschläge und -konzepte erarbeiten wird. 70

BERICHT
DATUM: 09.05.2012
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Ende Juni legte der Bundesrat eine nationale Strategie zum Schutz der Schweiz vor
Cyber-Risiken vor. Eine neu geschaffene Koordinationsstelle innerhalb des
eidgenössischen Finanzdepartementes soll die Umsetzung begleiten. In der Strategie
wird dargelegt, wie die Bedrohungslage im Cyber-Bereich aussieht, wie die Schweiz,
beziehungsweise die Betreiber der kritischen Infrastrukturen, dagegen gerüstet sind,
wo die Mängel liegen und wie diese am effizientesten und wirksamsten zu beheben
sind. Die Massnahmen reichen dabei von Risikoanalysen zu kritischen ICT-
Infrastrukturen bis zu einer stärkeren Einbringung der Schweizer Interessen in diesem
Bereich auf internationaler Ebene. Dabei geht der Bundesrat davon aus, dass via
elektronische Netzwerke ausgeführte Störungen, Manipulationen und gezielte Angriffe
tendenziell zunehmen werden. Der Krisenfall wird durch einen gelungenen Angriff mit
erheblichen Konsequenzen beschrieben und verlangt von den involvierten und
betroffenen Akteuren ein spezifisches Krisenmanagement. Bis Ende 2017 sollen die
verantwortlichen Bundesstellen die Massnahmen im Rahmen ihres Grundauftrags
umsetzen. 71

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 27.06.2012
MAXIMILIAN SCHUBIGER
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Im Sommer 2012 verabschiedete der Bundesrat die nationale Strategie zum Schutz
Kritischer Infrastrukturen 2012 und beauftrage das BABS sowie weitere betroffene
Stellen mit deren Umsetzung. Kritische Infrastrukturen stellten einen zentralen und
unverzichtbaren Pfeiler der modernen Gesellschaft dar und müssten vor grossflächigen
Ausfällen mit gravierenden Auswirkungen auf Bevölkerung, Wirtschaft und Staat
geschützt werden, begründete der Bundesrat den Handlungsbedarf. Die neue Strategie
soll das bereits hohe Schutzniveau weiterhin gewährleisten und die
Widerstandsfähigkeit von kritischen Infrastrukturen der Schweiz stärken. In den zwei
Handlungsfeldern «Kritische Infrastrukturen» und «Kritische Infrastrukturen-
übergreifender Bereich» konkretisiert der Bundesrat 16 Massnahmen zur Erreichung
dieses Ziels. 
Die vorgesehenen Massnahmen umfassen unter anderem ein neues Inventar der
vorhandenen Infrastrukturen in der Schweiz, Plattformen zur Förderung der
Zusammenarbeit sowie die Gewährleistung subsidiärer Unterstützung für die
Betreibenden von Kritischen Infrastrukturen im Falle gravierender Ereignisse. Zur
Stärkung des Selbstschutzes soll zudem die Erarbeitung und Umsetzung umfassender
Schutzkonzepte in Zusammenarbeit mit Akteuren der Bundes- und Kantonsbehörden
sowie mit Betreibenden erfolgen und mit ähnlichen Projekten wie den Strategien zur
Informationsgesellschaft, zu Cyber-Risiken oder zur Erdbebenvorsorge koordiniert
werden. 72

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 27.06.2012
CATALINA SCHMID

Eine erneute Teilrevision des Bevölkerungs- und Zivilschutzgesetzes unterzog der
Bundesrat zwischen Ende Juni und Mitte September einem Vernehmlassungsverfahren.
Die Neuerungen zielten auf eine bessere Kontrolle des Bundes über die
Dienstleistungen von Angehörigen des Zivilschutzes. Dadurch sollen unrechtmässige
Schutzdienstleistungen und unberechtigte EO-Abrechnungen vermieden werden. Der
in den vergangenen Jahren vermehrt aufgetretene Missbrauch der
Erwerbsersatzordnung soll damit eingedämmt werden. Im Nachgang der Feststellung
solcher unrechtmässiger Bezüge 2011 stellt diese Teilrevision eine weitere Massnahme
dar, nach dem kurzfristig erste Vorkehrungen getroffen wurden. Damit soll es möglich
werden, die von den Kantonen verwalteten Daten über sämtliche
Schutzdienstleistungen künftig auf Ebene des Bundes zusammenzuführen und nach
einheitlichen Kriterien zu kontrollieren. Weiter wird der Rahmen für
Gemeinschaftseinsätze des professionellen Zivilschutzpersonals neu definiert. Darüber
hinaus werden im Zivilschutz einzelne weitere Detailanpassungen vorgenommen, so in
den Bereichen der Rekrutierung, der Ausbildungsdauer und des
Beschwerdeverfahrens. 73

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 15.09.2012
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Der Mitte 2012 vom Bundesrat präsentierte Bericht zur Strategie Bevölkerungsschutz
und Zivilschutz 2015+ wurde im Juni des Berichtsjahres im Nationalrat besprochen. Der
Bericht sollte darlegen, wie der Bevölkerungsschutz und der Zivilschutz für die Zeit
nach 2015 weiterentwickelt, angepasst und verbessert werden können, damit die
zuständigen Stellen die Bewältigung von technik- und naturbedingten Katastrophen und
Notlagen noch effizienter und wirksamer wahrnehmen können. Im Nationalrat wurde in
der Sommersession über den Bericht debattiert. Die Fraktionen begrüssten die
formulierten Ansätze und signalisierten ihre Unterstützung bei der Umsetzung wichtiger
Fragen. Wenn auch seitens der SVP befürchtet wurde, das Dienstpflicht-Modell werde
umgebaut, überwog die Zustimmung zum Bericht. Der Ständerat hatte sich bis Ende des
Berichtsjahres noch nicht mit dieser Neuausrichtung befasst. 74

BERICHT
DATUM: 20.06.2013
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Anfang September fand die erste Konferenz des Sicherheitsverbunds Schweiz (SVS)
statt. An der vom Konsultations- und Koordinationsmechanismus Sicherheitsverbund
Schweiz (KKM SVS) organisierten Konferenz mit Politikern und Vertretern von Polizei,
Armee, Feuerwehr, Bevölkerungs- und Zivilschutz standen die Konzeption, Absicht und
Perspektiven der sicherheitspolitischen Zusammenarbeit im Verbund zur Diskussion.
Eine zentrale Erkenntnis war dabei, dass viele der künftigen Aufgaben im Bereich der
öffentlichen Sicherheit nur durch eine gesamtschweizerische Zusammenarbeit
bewältigt werden können. Unter der Wahrung des föderalistischen Charakters der
Schweiz mit tiefgreifender Autonomie der Kantone soll eine gleichberechtigte
Meinungsbildung zwischen Bund und Kantonen eingerichtet werden, so Hans-Jürg
Käser (BE, fdp), Präsident der kantonalen Justiz- und Polizeidirektorenkonferenz
(KKJPD). Mit regelmässigen Trainings soll in der Schweiz eine nationale Übungskultur
etabliert werden, um die Bewältigung komplexer Notlagen zu simulieren. Der KKM SVS

ANDERES
DATUM: 03.09.2013
MAXIMILIAN SCHUBIGER
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wird als geeignetes Instrument betrachtet, um eine bessere Vernetzung der beteiligten
Akteure herbei zu führen. 75

Die 2012 angestossene Teilrevision des Bevölkerungs- und Zivilschutzgesetzes (BZG)
gelangte nach dem Vernehmlassungsverfahren ins Parlament. In seiner Botschaft zeigte
der Bundesrat auf, wie die 2010 und 2011 aufgedeckten, unberechtigten Erwerbsersatz-
Zahlungen unterbunden werden sollen. Kern der neuen Regelung wird die Eingabe und
Abrechnung von Einsatzdaten über das Personalinformationssystem der Armee PISA
sein, wobei das Bundesamt für Bevölkerungsschutz die Einhaltung der
Diensttageobergrenzen überwachen kann. Nachdem in der Vernehmlassung Kantone,
Verbände und Parteien die Änderung grösstenteils begrüsst hatten, folgten Kommission
und Ständerat dem Antrag der Regierung. Auch im Nationalrat war die Vorlage
unbestritten und wurde einstimmig angenommen. 76

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 27.09.2013
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Am 20. März 2014 fand die zweite Cyber-Landsgemeinde des Sicherheitsverbundes
Schweiz (SVS) in Bern statt. Ziel dieses Treffens von rund 70 Vertretern von Bund und
Kantonen war es, über den aktuellen Stand der Umsetzung der Nationalen Strategie zum
Schutz der Schweiz vor Cyber-Risiken (NCS) zu informieren. Seit Ende 2013 befassen
sich vier paritätisch zusammengesetzte Arbeitsgruppen mit der Umsetzung einzelner
Massnahmen der Strategie in den Kantonen. Ziel dieser Massnahmen ist es, mittels
konkreter Produkte die Kantone zu unterstützen, ihre Widerstandsfähigkeit zu erhöhen
und Cyber-Risiken zu reduzieren. Drei Arbeitsgruppen erarbeiten in den Bereichen
Risikoanalyse und Präventionsmassnahmen, Incident Management und
Krisenmanagement Konzepte, Prozesse und fördern den Zugang zu Expertenwissen. Die
vierte Arbeitsgruppe dokumentiert Straffälle und erstellt ein Konzept zur Koordination
von interkantonalen Fallkomplexen. Der Sicherheitsverbund Schweiz koordiniert in
Zusammenarbeit mit der Koordinationsstelle NCS, die beim Informatiksteuerungsorgan
des Bundes angesiedelt ist, die Umsetzung der Strategie auf Stufe der Kantone und der
Gemeinden. 77

ANDERES
DATUM: 20.03.2014
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Per Ende April 2014 lag der Jahresbericht 2013 des Steuerungsausschusses der
nationalen Strategie zum Schutz vor Cyber-Risiken (NCS) vor. Bei vielen der 16
gefassten Massnahmen, vor allem in den Bereichen Prävention und Reaktion, wurden
Ende 2013 bereits erste Meilensteine erreicht. So wurden die notwendigen Schritte zur
Erstellung eines Lagebildes, das über die Cyber-Bedrohungen Auskunft geben wird,
eingeleitet. In den beteiligten Verwaltungseinheiten beim Bund wurden auch nötige,
neue Organisationsstrukturen geschaffen, um Cyber-Bedrohungen rasch erkennen zu
können und die Handlungsfähigkeit zu erhöhen. Es wurden Grundlagen für die
Zusammenarbeit geschaffen sowie einheitliche Methoden unter den beteiligten Stellen
etabliert, damit im Falle von Cyber-Angriffen optimal reagiert und Schäden und
Auswirkungen möglichst gering gehalten werden können. 
Im Rahmen der Mitte 2012 gestarteten NCS verfolgt der Bundesrat drei strategische
Ziele: die frühzeitige Erkennung der Bedrohungen und Gefahren im Cyber-Bereich, die
Erhöhung der Widerstandsfähigkeit von kritischen Infrastrukturen sowie eine wirksame
Reduktion von Cyber-Risiken. Die Koordination der Umsetzungsarbeiten übernahm die
bei der Melde- und Analysestelle Informationssicherung (MELANI) angesiedelte
Koordinationsstelle NCS. Dort werden die Umsetzungsarbeiten überwacht und für den
Einbezug aller Beteiligten gesorgt. Zusammen mit den verantwortlichen Bundesämtern
wurden die Meilensteine und der Zeitplan für die jeweiligen Massnahmen definiert und
in einer Roadmap festgehalten. 78

ANDERES
DATUM: 30.04.2014
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Mit Annahme einer Motion Walter Müller (fdp, SG) ebnete der Nationalrat den Weg zu
einer gerechteren Ausgestaltung der Wehrpflichtersatzabgabe für
Zivilschutzleistende. Im Fokus steht dabei das Anrecht auf Reduktion derselben für
Männer über dreissig. Diese waren bis anhin nicht reduktionsberechtigt, was der
Motionär nicht nur als ungerecht empfand, sondern auch als risikoreich für den
Zivilschutz. Er warnte davor, dass gut ausgebildete Zivilschutzangehörige dadurch nicht
mehr bereit wären, weiterhin Dienst zu leisten oder gar Kaderpositionen zu
übernehmen. Die Behandlung im Ständerat stand bis Ende 2014 noch aus. 79

MOTION
DATUM: 26.09.2014
MAXIMILIAN SCHUBIGER
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Im November 2014 führte der Sicherheitsverbund Schweiz SVS eine Übung zum Fall
einer „Pandemie und Strommangellage“ durch. Am gross angelegten Test nahmen
sämtliche Kantone, Bundesstellen aller Departemente sowie Armee,
Krisenorganisationen, aber auch privatwirtschaftliche Akteure teil. Im Fokus stand die
Handlungsfähigkeit von Gesellschaft, Behörden und Wirtschaft im Krisenfall,
beziehungsweise deren rasche Wiederherstellung. Der Schwerpunkt der Übung lag auf
der politisch-strategischen Ebene: Die Krisenorgane der Kantone und des Bundes
gingen dabei unter aktiver Teilnahme der kantonalen Regierungsräte den Prozessen des
Krisenmanagements bis zur politischen Entscheidungsfindung nach. In unabhängigen
Modulen wurde die Stabsarbeit betrachtet und Diskussionen in Workshops,
Arbeitsgruppen sowie Plenumsveranstaltungen geführt. Der Übung gingen gründliche
Vorbereitungen voraus, jedoch wurde in der Folge auch ein detaillierter
Evaluationsbericht erwartet. Nach Abschluss der Übung wurde diese bereits als
erfolgreich bezeichnet, weil sie wertvolle Erkenntnisse gebracht habe. Zusammen mit
der nächsten Konferenz des Sicherheitsverbunds Schweiz wird der Schlussbericht als
Grundlage zur Weiterentwicklung des Konzepts des Konsultations- und
Koordinationsmechanismus für den Sicherheitsverbund Schweiz (KKM SVS)
verwendet. 80

ANDERES
DATUM: 21.11.2014
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Nachdem im Herbst 2013 die eidgenössischen Räte das revidierte Bevölkerungs- und
Zivilschutzgesetz verabschiedet hatten und die Referendumsfrist ungenutzt
verstrichen war, beschloss der Bundesrat Ende 2014, das Gesetz per 1. Februar 2015 in
Kraft zu setzen. Mit der Änderung des BZG und der gleichzeitig beschlossenen
Anpassung des Bundesgesetzes über die militärischen Informationssysteme (MIG; im
Parlament noch nicht besprochen) sind die nötigen rechtlichen Grundlagen für die
schrittweise Erweiterung des Personalinformationssystems der Armee (PISA) auf den
Zivilschutz geschaffen worden. Der Bund erhält damit eine verbesserte Kontrolle über
die gesetzlichen Diensttageobergrenzen bei Dienstleistungen von Angehörigen des
Zivilschutzes. So sollen künftig unrechtmässige Schutzdienstleistungen und EO-Bezüge
durch die Kantone und Gemeinden verhindert werden. Mit Blick auf die Umsetzung hat
der Bundesrat zudem erforderliche Anpassungen der entsprechenden Verordnungen
beschlossen. Das PISA betreffende Artikel werden stufenweise, entsprechend dem
Fortschreiten des Projekts zur Erweiterung des PISA auf den Zivilschutz, umgesetzt. 81

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 17.12.2014
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Eine gerechte Ausgestaltung der Wehrpflichtersatzabgabe für Zivilschutzleistende war
auch im Ständerat mehrheitsfähig. Nachdem seine SiK einstimmig die Annahme der
entsprechenden Motion Müller (fdp, SG) empfohlen hatte, folgte das Ratsplenum ohne
Diskussion dem Votum der erstberatenden Volkskammer. 82

MOTION
DATUM: 10.03.2015
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Unterstützt von drei Parteikollegen reichte Ida Glanzmann (cvp, LU) Mitte 2015 ein
Postulat ein, mit dem sie den Bundesrat beauftragen wollte, Bericht über den Stand, die
Perspektiven und den Ressourcenbedarf des sicheren Datenverbundnetzes sowie
weiterer IT-Projekte des Bevölkerungsschutzes zu erstatten. Sichere Datennetze seien
in Krisen-, Konflikt- und Katastrophenfälllen eminent wichtig und müssten im Lichte
der schnellen technischen Entwicklung in diesem Bereich à jour gehalten und
gegebenenfalls modernisiert werden. Daneben gelte es auch der Koordination mit
bereits bestehenden Systemen wie Polycom oder Polyalert die nötige Aufmerksamkeit
zuteil werden zu lassen, weshalb in einem Bericht insbesondere Auskünfte zu
Investitions- und Betriebskosten, aber auch zur Nachhaltigkeit der bestehenden
Systeme eingefordert werden. Der Bundesrat beantragte die Annahme des Postulats
und entsprechend wurde dieses vom Ratsplenum diskussionslos gutgeheissen. 83

POSTULAT
DATUM: 25.09.2015
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Anfang Dezember 2017 gab der Bundesrat bekannt, dass das Bevölkerungs- und
Zivilschutzgesetz revidiert werden soll. Angestrebt wurde eine Modernisierung des
Gesetzes, das gezielter auf neue Gefahren und Risiken zugeschnitten werden sollte. Mit
den geplanten Neuerungen sollte die Umsetzung von Massnahmen erfolgen, die im
Rahmen der «Strategie Bevölkerungsschutz und Zivilschutz 2015+» vorgeschlagen
worden waren. Im Bereich des Bevölkerungsschutzes stand im Zentrum, die
Kommunikationssysteme zu erneuern, den Bundesstab Bevölkerungsschutz besser
aufzustellen, den ABC-Schutz zu erhöhen sowie die Koordination des BABS im
Zuständigkeitsbereich des Schutzes kritischer Infrastrukturen zu stärken.

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 01.12.2017
MAXIMILIAN SCHUBIGER
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Für den Zivilschutz stand eine Verkürzung und Flexibilisierung der Dienstpflicht im
Fokus. Bis anhin erstreckte sich die Dienstpflicht vom 20. bis zum 40. Altersjahr, war
nicht begrenzt und abhängig von der jeweiligen Funktion. Neu sollte diese Dauer
verkürzt werden und zwischen dem 19. und dem 25. Altersjahr beginnen. Zudem sollte
die Dienstpflicht entweder maximal 12 Jahre dauern oder maximal 245 Diensttage
betragen. Mit dieser Massnahme wurden Angleichungen an die Regeln für die
Militärdienstpflicht angestrebt. Neu und ebenfalls in Anlehnung an die Dienstmodelle
der Armee sollte auch für den Zivilschutz die Möglichkeit des Durchdienens – also die
Erfüllung der Dienstpflicht an einem Stück – etabliert werden. In Erfüllung einer Motion
Müller (fdp, SG) wurde zudem die Bemessung der Wehrpflichtersatzabgabe angepasst,
so dass den Schutzdienstpflichtigen zukünftig sämtliche geleisteten Diensttage
angerechnet werden. 
Die mit der Publikation des Gesetzesentwurf angestossene Vernehmlassung dauerte bis
Ende März 2018. 84

Das BABS stellte im Dezember 2017 seinen Bericht zur Zukunft der Alarmierung und
Kommunikation für den Bevölkerungsschutz vor. Aufgrund dessen machte sich der
Bundesrat Gedanken darüber, wie das weitere Vorgehen bezüglich der
Weiterentwicklung bestehender Systeme aussehen soll. Die Regierung beschloss, das
VBS zu beauftragen, eine Botschaft für einen Verpflichtungskredit für ein nationales
«Sicheres Datenverbundnetz» vorzubereiten. Damit soll ein unabhängiges,
kabelgebundenes Netz geplant werden, weil die Nutzung kommerzieller Netze nicht in
allen Situationen gewährleistet sei, erklärte der Bundesrat. Unter anderem aufgrund von
Erkenntnissen aus der Sicherheitsverbund-Übung 2014 soll der Planungshorizont bis
Ende 2018 auch auf die Erarbeitung des zu revidierenden Bevölkerungs- und
Zivilschutzgesetzes abgestimmt werden. 85

BERICHT
DATUM: 01.12.2017
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Am 8. Dezember 2017 verabschiedete der Bundesrat die aktualisierte nationale
Strategie zum Schutz kritischer Infrastrukturen 2018–2022. Als kritische Infrastruktur
werden Prozesse, Systeme und Einrichtungen bezeichnet, welche für das Wohlergehen
der Bevölkerung und das Funktionieren der Wirtschaft eine zentrale Rolle einnehmen.
Zum Schutz dieser Infrastrukturen definierte der Bundesrat nach enger
Zusammenarbeit mit deren Betreibenden, den zuständigen Aufsichts- und
Regulierungsbehörden sowie den Kantonen 17 Massnahmen, mit welchen die
Versorgungssicherheit der Schweiz sowohl sektorspezifisch als auch
sektorübergreifend optimiert und erhalten werden soll. Die Stossrichtung der bereits
2012 in Kraft gesetzten Strategie wollte die Regierung jedoch weiterhin beibehalten. Die
aktualisierte Strategie ziele vielmehr darauf ab, relevante Arbeiten in einen
kontinuierlichen Prozess zu überführen, rechtlich zu verankern und punktuell zu
ergänzen. Zur Erreichung dieser Ziele beauftragte die Regierung alle zuständige
Aufsichts- und Regulierungsbehörden damit, die Sektoren der kritischen
Infrastrukturen auf das Vorliegen erheblicher Risiken für Versorgungsstörungen zu
prüfen und solche bei Bedarf zu minimieren.
Darüber hinaus beauftragte der Bundesrat das BABS mit der Führung eines
Verzeichnisses von für die Schweizer Versorgung strategisch bedeutenden Objekten.
Dies sei notwendig, um den Infrastrukturbetreibenden im Falle einer Katastrophe oder
Notlage eine möglichst rasche Unterstützung durch die Armee und Partner des
Bevölkerungsschutzes zu gewährleisten. Diese seien ausserdem dazu angehalten,
vorsorglich Einsatzplanungen zur Verhinderung von Ausfällen oder zur raschen
Wiederaufnahme der Funktionsfähigkeit zu erarbeiten und periodisch zu aktualisieren.
Im Rahmen der Strategie prüfe der Bundesrat zudem die Notwendigkeit von
zusätzlichen Rechtsgrundlagen wie einer Meldepflicht bei schwerwiegenden
Sicherheitsvorfällen und Ausfällen sowie sektorübergreifende Vorgaben zur «Resilienz
der Betreiber kritischer Infrastrukturen».
Die Strategie 2018–2022 und ihre Massnahmen sollten laut Bundesrat im Jahr 2022 auf
ihre Wirksamkeit überprüft und allenfalls aktualisiert werden. 86

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 08.12.2017
CATALINA SCHMID
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Die Totalrevision des BZG stiess bei den Vernehmlassungsteilnehmerinnen und
-teilnehmern weitgehend auf Wohlwollen. Besonders die Konsolidierung im Bereich der
bevölkerungsschutzrelevanten Alarmierungs- und Kommunikationssysteme stiess auf
Zustimmung. Aber auch beim ABC-Schutz und bei den Sanitätsdienstleistungen im
Zivilschutz waren die Rückmeldungen positiv. Dennoch gab es auch ablehnende
Stellungnahmen, so etwa von vier Kantonen – vorwiegend aus der Ostschweiz –, die die
Anpassung nur unter bestimmten Bedingungen befürworteten. Zudem schwang in
vielen Stellungnahmen eine entscheidende Globalkritik mit: Die Vorlage sei in ein
Bevölkerungsschutzgesetz und ein Zivilschutzgesetz aufzuteilen, wurde argumentiert,
da die beiden Bereiche unterschiedliche Aufträge umfassen würden. Kritik gab es auch
betreffend Schutzanlagen: Auf eine Reduktion der Zahl der verfügbaren Schutzbauten
soll verzichtet werden, stattdessen soll eine Schutzbautenstrategie erstellt werden.

Im Herbst 2018 legte die Regierung ihre Botschaft vor. Neuerungen gegenüber der
Vernehmlassungsvorlage waren kaum auszumachen. Im Bereich Bevölkerungsschutz
stand die Stärkung der Führung, der Koordination und der Einsatzfähigkeit im Zentrum
der Vorlage. Es galt zudem auch, die Zusammenarbeit mit den Partnerorganisationen zu
optimieren. Einer der wenigen neuen Aspekte im Gesetzesentwurf betraf die
Berücksichtigung von Cyber-Risiken, neben den bereits früher projektierten
Massnahmen zum Schutz vor ABC-Bedrohungen. Im Zivilschutzbereich waren die
bedeutendsten Anpassungen im Umfeld der Dienstleistungsdauer und der
Wehrpflichtersatzabgabe zu finden. Auch bei den Schutzanlagen und dem Material
wurden Regelungen vorgesehen, insbesondere auch im Zusammenhang mit der
Wiedereinführung des Sanitätsdienstes im Zivilschutz. Der Bundesrat sah jedoch davon
ab, die beiden Bereiche in je einzelnen Gesetzen zu normieren, weil bestehende
Abhängigkeiten im Rahmen eines einzigen Gesetzes für beide Bereiche besser
dargestellt werden könnten. Der Bevölkerungsschutz als Verbundsystem und die
Einbettung des Zivilschutzes als Partnerorganisation würden zudem auf diese Weise
besser verankert. 87
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Die Totalrevision des BZG gelangte zuerst in den Nationalrat, dessen vorberatende SiK
im Januar 2019 erstmals dazu Stellung nahm. Die Kommission stand geschlossen hinter
der Vorlage, es gab jedoch einzelne Aspekte, die sie genauer geprüft haben wollte,
weswegen sie eine Subkommission einsetzte. Trotz der weitgehend positiven
Rückmeldungen aus dem Vernehmlassungsverfahren brachten die Kantone noch
Vorbehalte vor, namentlich die Regierungskonferenz Militär, Zivilschutz und Feuerwehr
(RK MZF). Wichtige Fragen betrafen die Rechtsetzungsdelegation, die Transparenz der
Kostenfolgen sowie strategische Grundlagen, wo es teilweise grössere Differenzen gab.

Im Mai tagte die Kommission erneut, wobei die inzwischen erzielten Fortschritte der
Subkommission beraten wurden. Verschiedene Anliegen der Kantone wurden nun doch
noch in die Vorlage eingearbeitet und dem Nationalrat als Änderungsanträge
unterbreitet, so dass nun – in den Worten der Kommission – eine konsensfähige
Vorlage geschmiedet worden sei. Die Anpassungen fielen bei den
Partnerorganisationen, den Zivilschutzaufgaben, dem Durchdienermodell sowie bei den
Ersatzbeiträgen und der Kostenteilung an. 
Die Kommissionsmehrheit war der Ansicht, dass auch der Zivildienst als
Partnerorganisation benannt werden solle, dies würde ihrer Ansicht nach die
Durchhaltefähigkeit des Gesamtsystems erhöhen. Bei den Zivilschutzaufgaben
beantragte die Kommission dem Plenum eine Kehrtwende: Der skizzierte Sanitätsdienst
solle aus dem Entwurf gestrichen werden, weil es keine konzeptionellen Grundlagen zur
Aufrechterhaltung des Gesundheitssystems in Krisenlagen gebe. Das vom Bundesrat
angestrebte Durchdienermodell stiess ebenfalls auf Ablehnung, da es eine erhebliche
Aufstockung an Diensttagen für Schutzdienstpflichtige bedeuten würde – hier
unterstützte nur eine Minderheit die bundesrätliche Version. In Sachen Schutzräume
hatte sich eine längere Debatte entfacht, wobei letztlich der Status quo obsiegte. Eine
Änderung wurde also zunächst verworfen. Die Kommission war der Meinung, dass das
bisherige Modell den Schutz der Bevölkerung in Krisen- und Katastrophenlagen am
besten gewährleiste. Eine Kommissionsminderheit wollte eine Abschaffung der
Schutzräume-Pflicht beantragen. Die Finanzierung durch Bund und Kantonen wurde
dahingehend angepasst, als der Bund die Auslagen für das Personalinformationssystem
(PISA) tragen soll. Mit all diesen Anträgen war die Vorlage bereit für die Debatte durch
den Nationalrat in der Sommersession. 

Im Nationalrat löste die Vorlage denn auch eine lange Debatte aus.
Kommissionssprecher Müller (fdp, SG) erläuterte summarisch die Vorarbeiten der
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Kommission. Die Sprecherinnen und Sprecher der Fraktionen zeigten sich in einer
Sache unanim: Eintreten war unbestritten. Hüben wie drüben zeigte man sich von der
Notwendigkeit dieser Totalrevision überzeugt. Verschiedene Differenzen gab es aber
bei einzelnen Artikeln. CVP-Sprecher Paganini (cvp, SG) sprach noch vor der
Detailberatung einen wesentlichen Punkt in der vorparlamentarischen
Entscheidfindung an. Er bemängelte den Prozess und die nötig gewordene
Subkommission, die sich in mehreren Sitzungen mit dem Gesetzesentwurf zu befassen
hatte und die Rolle einer Vermittlerin zwischen Bund und Kantonen übernehmen
musste. Tatsächlich war es überraschend, dass einer weitgehend wohlwollenden
Vernehmlassung derart starke Opposition durch die Kantone folgte. 
In der Detailberatung galt es also zunächst sämtliche Anträge der Kommission und
allfälliger Minderheiten zu klären. Erster Punkt war die Nennung und die Rolle des
Zivildienstes im Bereich der Partnerorganisationen und deren Aufträge im Krisenfall.
Der Nationalrat folgte hier der Kommissionsminderheit und verzichtete auf Antrag von
Verteidigungsministerin Amherd auf die Erwähnung des Zivildienstes.
Ausschlaggebendes Argument war, dass Zivildienstleistende nicht über die nötige
Ausbildung und Ausrüstung verfügten und überdies in Notlagen auch gar nicht alarmiert
werden könnten, weil entsprechende Kanäle fehlten. Damit blieb der Kreis der
Partnerorganisationen unverändert und umfasst weiterhin die Polizei, die Feuerwehr,
das Gesundheitswesen, technische Betriebe und den Zivilschutz. Auch in weiteren
Punkten folgte das Plenum seiner Kommission. So wurde der vom Bundesrat
vorgesehene Sanitätsdienst aus der Vorlage gestrichen sowie die Kosten für das PISA
beim Bund belassen, statt die Kantone daran zu beteiligen. Die Möglichkeit des
Durchdienens wurde verworfen und die Möglichkeit, aus dem Dienst ausgeschiedene
Schutzdienstleistende wieder zu aktivieren, wurde nur für den Fall bewaffneter
Konflikte ermöglicht. Zudem beschloss der Nationalrat eine Verkürzung der
Dienstpflicht, sie soll neu vom 19. bis zum 36. Altersjahr gelten – hier ging der Rat mit
der Regierung einig. Die Schutzraumpflicht war ein weiterer Punkt, der debattiert
wurde. Letztlich wurde entgegen einem Antrag Glättli (gp, ZH) am bisherigen System
festgehalten; der Grundsatz «eine Person, ein Schutzplatz» soll weiterhin bestand
haben. Weitere Minderheitenanträge blieben chancenlos. Eine Minderheit Seiler Graf
(sp, ZH) wollte eine Meldepflicht für Störfälle an kritischen Infrastrukturen einführen,
womit sie vor allem auf die Herausforderungen und Bedrohungen im Cyberbereich
fokussierte und eine «Kultur des Risikomanagements» vorantreiben wollte. Bundesrätin
Amherd gab hierzu zu bedenken, dass derlei Fragen in der Bearbeitung der Nationalen
Strategie zum Schutz kritischer Infrastrukturen 2018-2022 bereits angegangen würden.
Die Argumentation der Kommissionsmehrheit, dass so ein Aspekt nicht in das BZG
gehöre, verfing offenbar. 
Letztlich wurde der nationalrätliche Entwurf mit 181 Stimmen einstimmig dem Ständerat
überwiesen. Gegen den Willen der Regierung entschied sich der Rat zudem, die Motion
Müller (fdp, SG; Mo. 14.3590) bezüglich der Ausgestaltung der Wehrpflichtersatzabgabe
für Zivilschutzleistende nicht abzuschreiben. 88

Die SiK der Ständekammer behandelte die BZG-Revision im August 2019 und stimmte
der Vorlage einstimmig zu. Die Kommissionsarbeit stand dabei im Zeichen der Revision
des Zivildienstgesetzes, zu dem der Bundesrat Anfang 2019 seine Botschaft publiziert
hatte. Bezüglich der BZG-Revision beschloss die Kommission eine Reihe von
Ergänzungsvorschlägen gegenüber der vom Nationalrat verabschiedeten Fassung aus
der vergangenen Sommersession. So sollen Schutzdienstleistenden auch freiwillig
geleistete Diensttage für die Berechnung der Wehrpflichtersatzabgabe angerechnet
werden können. Ebenso möchte die Kommission im Gesetz verankern, dass mit den
Alarmierungs- und Informationssystemen auch Menschen mit Behinderungen erreicht
werden, wozu das Notfallradio behindertenfreundlicher ausgestaltet werden muss.
Auch bezüglich der Schutzräume, die bereits im Erstrat für Diskussionen gesorgt hatten,
schlug die Kommission leichte Anpassungen gegenüber der Version des Nationalrats
vor. Ob der Zivildienst als Partnerorganisation im BZG aufgeführt werden soll oder
nicht, beschäftigte die Kommission ebenfalls. Eine entsprechende Regelung verwarf die
SiK-SR jedoch aus denselben Gründen, wie sie auch der Nationalrat angeführt hatte.
Die Kommission lehnte überdies auch Auslandeinsätze von Schutzdienstpflichtigen
sowie das Durchdienermodell für den Zivilschutz ab. 

In der Herbstsession gelangte das Projekt in den Ständerat, wo sich der Schlagabtausch
jedoch in Grenzen hielt. Nachdem Kommisionssprecher Dittli (fdp, UR) im Plenum die
Kommissionsarbeit vorgestellt hatte, folgte Ständerat Minder (parteilos, SH), der sich
über das Verhalten der Kommission aufregte. Es sei unverständlich, dass die
Kommission ein von der Regierungskonferenz moniertes Problem – zu tiefe Bestände
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im Zivilschutz – nicht ernsthaft angehe. Sein Verständnis von Zusammenarbeit von Bund
und Kantonen im Bereich der inneren Sicherheit sei ein anderes. Nach dem Referat von
Bundesrätin Amherd schritt der Rat zur Detailberatung, Eintreten war unbestritten.
Der Ständerat folgte weitgehend seiner Kommission und nahm sämtliche
Änderungsanträge an. Verworfen wurden zwei Minderheitsanträge. Ein Antrag Hêche
(sp, JU) kam auf die Nennung des Zivildienstes als Partnerorganisation zurück, der
Antrag blieb aber auch im Ständerat erfolglos. Ein Antrag Français (fdp, VD) regte an,
dass auch Auslandeinsätze im Zivilschutz geleistet werden können, auch dieser
Vorschlag scheiterte mit 23 zu 16 Stimmen und einer Enthaltung deutlich. Daneben
standen auch zwei Anträge des Bundesrates im Raum. Zunächst wollte die Regierung
entgegen der Kommission auf die Präzisierungen im Bereich der
Behindertenfreundlichkeit bei den Alarmierungen verzichten. Dabei ging es nicht um
eine grundsätzliche Ablehnung des Vorschlags, so die Verteidigungsministerin, denn die
Berücksichtigung und der Schutz aller Menschen seien selbstverständlich. Im Sinne
einer schlanken Gesetzgebung solle dies aber nicht im BZG verankert, sondern
anderweitig realisiert werden, wozu bereits Projekte in Umsetzung seien. Sie unterlag
jedoch mit 32 zu 8 Stimmen und einer Enthaltung. Weiter verwarf der Ständerat einen
Antrag der Regierung zur Steuerung des Schutzraumbaus. Eigentlich ging es dabei
lediglich um ein Detail im Wortlaut, Bundesrätin Amherd sah dort aber ein
entscheidendes Merkmal verborgen: Namentlich stand zur Debatte, ob Ersatzbeiträge
sämtliche Kosten decken sollten oder nicht. Statt das Anspruchsrecht für anfallende
Ausgaben beim privaten oder öffentlichen Schutzraumbau pauschal im Gesetz zu
formulieren, regte die Regierung an, die Präzisierungen in der entsprechenden
Verordnung zu regeln. Dies lehnte der Nationalrat jedoch ab, so dass die Bundesrätin
zum zweiten Mal mit einem Korrekturversuch unterlag.
Damit fand einzig der Minderheitsantrag von Roberto Zanetti (sp, SO) eine Mehrheit im
Plenum; dabei handelte es sich jedoch nur um ein sprachliches Detail respektive um
eine Unklarheit, die von der Redaktionskommission angemerkt worden war. Da jedoch
nicht auszuschliessen war, dass die Annahme des Antrages doch eine materielle
Differenz gegenüber der Version des Nationalrates schaffen würde, solle der Antrag
Zanetti aus taktischen Gründen angenommen werden, damit sich die
Schwesterkommission präziser mit dieser Frage auseinander setzen könne, hatte die
Kommission zuvor erklärt. In der Gesamtabstimmung wurde das Gesetz einstimmig mit
41 Stimmen bei einer Enthaltung dem Nationalrat für die Differenzbereinigung
überlassen. Auf die Abschreibung der Motion Müller (Mo. 14.3590) wurde auch im
Ständerat verzichtet. 89

Une menace terroriste persistante entremêlant des attaques contre des infrastructures
critiques, du chantage et de possibles attentats, tel était le thème du deuxième
exercice du Réseau national de sécurité (RNS). Environ 70 organisations (états-majors,
services fédéraux, cantons, infrastructures critiques) ont pris part à l'exercice pour
évaluer leur capacité à gérer et à collaborer en état d'urgence dans un contexte tendu.
Pour s'y préparer, les participants ont dû adapter leur plans et leurs stratégies au
scénario évolutif au fur et à mesure qu'ils recevaient l'un des quatre rapports de
situation. L'exercice a duré 52 heures et a été dirigé depuis la caserne militaire de
Berne. Un rapport d'évaluation des résultats est attendu pour la mi-2020. 90
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Début décembre, dans le cadre des discussions relatives à la révision totale de la loi sur
la protection de la population et sur la protection civile (LPPCi) le Conseil national
avait maintenu sa position quant à la question des abris de protection. Par contre, il
s'était rallié à la proposition de l'autre chambre, afin de rendre les systèmes d'alarme
accessibles aux personnes handicapées. 
Le lendemain, le Conseil des Etats a été d'accord d'affecter les contributions de
remplacement pour la rénovation d'abris privés et publics, et non pas pour couvrir les
coûts occasionnés après la construction d'abris privés. Les divergences entre les
chambres réglées, le nouveau texte de loi a été adopté en vote final à l'unanimité
quelques jours plus tard. 91
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